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Das Wichtigste in Kürze 

In der vorliegenden Studie werden die Ergebnisse für die politischen Ge-
meinden des Kantons Bern der 2017 schweizweit durchgeführten Ge-
meindebefragung analysiert. Der Bericht basiert auf der Befragung aller 
Schweizer Gemeinden im Jahr 2017 durch das Schweizerische Institut für 
öffentliches Management (IPM.SWISS) mit Sitz in Bern sowie durch das 
IDHEAP Lausanne. 88.3 Prozent der Berner Gemeinden haben sich an 
der Befragung beteiligt.  

Soweit Ergebnisse früherer Gemeindebefragungen vorliegen und die bis-
herigen Fragen erneut gestellt wurden, können Längsschnittvergleiche 
und Trends aufgezeigt werden. Da es sich bei der Gemeindeschreiberbe-
fragung um eine nationale Befragung handelt, können die Ergebnisse der 
Berner Gemeinden zudem in einen schweizweiten Vergleich gestellt wer-
den.  

 

Gemeindestruktur im Kanton Bern 

Der Kanton Bern ist mit seinen 351 politischen Gemeinden der gemeinde-
reichste Kanton der Schweiz. Nur die Kantone Waadt und Aargau zählen 
ebenfalls mehr als 200 Gemeinden. Die Berner Gemeinden sind kleiner 
als der Schweizer Durchschnitt: Der Medianwert beträgt im Kanton Bern 
1‘183 Einwohnerinnen und Einwohner, in den Schweizer Gemeinden 
1‘475. 

 

Gemeindeautonomie gering bis mittelmässig eingeschätzt 

Die Mehrheit der Berner Gemeinden schätzt ihre Autonomie gering bis 
mittelmässig ein. Damit wird die Gemeindeautonomie im Kanton Bern 
leicht tiefer eingeschätzt als im nationalen Vergleich. Aus Sicht der Ge-
meinden hat die Gemeindeautonomie gegenüber vor 10 Jahren abgenom-
men.  
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Leistungsfähigkeit nach Eigeneinschätzung stabil 

Die Leistungsfähigkeit der Berner Gemeinden liegt gemäss Eigenein-
schätzung auf einem recht hohen Niveau. Abhängig vom Aufgabenbe-
reich zeigen sich hier jedoch Unterschiede. Den höchsten Problemdruck 
verspüren die Berner Gemeinden bei der Informatik, bei der Gemeinde-
exekutive, bei der Bewilligung von Baugesuchen, bei der Raum- und Zo-
nenplanung sowie bei der Gemeindeverwaltung insgesamt. In diesen Be-
reichen geben mindestens 15 Prozent der Gemeinden an, an ihre Leis-
tungsgrenzen zu stossen oder diese bereits überschritten zu haben.  

Zwischen den Befragungen 2005, 2009 und 2017 hat sich die Leistungs-
fähigkeit der Berner Gemeinden gemäss Eigeneinschätzung im Durch-
schnitt nur leicht verändert. Während Verbesserungen insbesondere bei 
der Sozialhilfe, der Betreuung von Drogenabhängigen, der Betreuung und 
Unterstützung von Arbeitslosen, der Betreuung von Asylsuchenden, bei 
gemeindepolizeilichen Aufgaben und bei der Jugendarbeit erzielt werden 
konnten, stossen vor allem bei der Bewilligung von Baugesuchen, bei den 
Einwohnerdiensten, bei der Finanzverwaltung, bei der Informatik sowie 
bei der Raum- und Zonenplanung mehr Gemeinden an ihre Leistungs-
grenzen. 

Im nationalen Vergleich stossen die Berner Gemeinden leicht weniger oft 
an Leistungsgrenzen als die Schweizer Vergleichsgemeinden.  

 

Gemeindeversammlung ist verbreitet, wird aber wenig besucht 

328 der politischen Gemeinden im Kanton Bern haben eine Gemeindever-
sammlung, lediglich 23 Gemeinden sind Parlamentsgemeinden. Die 
Beliebtheit bei der Verbreitung der Gemeindeversammlung widerspiegelt 
sich nicht in den Teilnehmerzahlen. Durchschnittlich besuchen lediglich 
68 Stimmberechtigte eine Gemeindeversammlung. 

 

Interesse an der Gemeindepolitik und Bürgerbeteiligungsformen 

Nach Einschätzung der Gemeindeschreibenden weisen die Bürgerinnen 
und Bürger ein mittelgrosses Interesse für die Gemeindepolitik auf und 
liegen damit im nationalen Vergleich gleichauf.  
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Bei den Formen der Bürgerbeteiligung, die die Gemeinden von sich aus 
anbieten können, haben sich Infoabende praktisch als Standard durchge-
setzt. Die Hälfte der Gemeinden führt Bevölkerungsbefragungen und 
runde Tische durch. 

 

Ehrenamtlichkeit in den Gemeindeexekutiven verbreitet,  
Gehalt unterdurchschnittlich 

Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden sind die Gemeindeexekutiven 
im Kanton Bern mit 6.2 Sitzen etwas grösser. Nur rund ein Viertel der Exe-
kutivmitglieder sind Frauen. Die Berner Exekutivmitglieder sind gross-
mehrheitlich ehrenamtlich tätig. Im Vergleich zu den Schweizer Gemein-
den ist deren Anteil im Kanton Bern deutlich höher. 

Das generelle Entschädigungsniveau im Kanton Bern liegt deutlich unter 
demjenigen der Schweizer Gemeinden insgesamt. Der Medienwert für die 
Entschädigung der gesamten Exekutive liegt in den Berner Gemeinden 
bei rund CHF 50'000, schweizweit sind es CHF 90'000. Abhängig von der 
Gemeindegrösse ergeben sich jedoch beachtliche Unterschiede.  

Gut die Hälfte der Berner Gemeinden bekundet Schwierigkeiten bei der 
Suche nach geeigneten Kandidatinnen und Kandidaten für vakante Sitze 
in der Gemeindeexekutive. Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden ist 
dieser Anteil leicht erhöht. 

 

Wachsender Personalbestand der Gemeindeverwaltungen 

Die Kernverwaltung einer durchschnittlichen Berner Gemeinde hat 5 An-
gestellte. Dieser Medianwert liegt gleichauf mit dem schweizweiten Durch-
schnitt. In rund der Hälfte der Gemeinden hat der Personalbestand der 
Kernverwaltung in den letzten zehn Jahren zugenommen, in gut einem 
Drittel ist dieser unverändert geblieben. Schweizweit ist sogar in einem 
stärkeren Ausmass ein Ausbau der Kernverwaltungen zu beobachten. 
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Gemeindeführungsmodell mit Ressorts 

Fast alle Berner – wie auch Schweizer – Gemeindeexekutiven sind nach 
einem Ressort- resp. Departementssystem organisiert. Zu den Führungs-
aufgaben der Gemeindepräsidentin bzw. des Gemeindepräsidenten ge-
hört in der grossen Mehrheit der Berner Gemeinden die inhaltliche Leitung 
eines Ressorts. Ebenfalls stark verbreitet ist, dass der Gemeindepräsident 
den Gemeindeschreiber als Linienvorgesetzter führt und ausgewählte Ge-
schäfte ausserhalb des eigenen Ressorts inhaltlich leitet. In rund drei von 
fünf Berner Gemeinden ist der Gemeindeschreiber als Geschäftsführer für 
die operative Leitung der Gemeindeverwaltung zuständig, auch wenn die-
ser Begriff eher selten genutzt wird. 

 

Reformen in Politik und Verwaltung: viele einzelne Massnahmen 

Umfassende Projekte unter dem Label New Public Management (NPM) 
oder Wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WOV) sind kaum verbreitet 
und beschränken sich im Wesentlichen auf Städte. Allerdings haben viele 
Gemeinden betriebliche Reformen umgesetzt. Die in den Berner Gemein-
den am häufigsten eingeführte Instrumente sind die Übertragung von Auf-
gaben an Dritte, die Legislaturplanung, die Bereitstellung von Gemeinde-
leistungen über das Internet sowie ein Leitbild für die Gemeindepolitik. 
Weniger verbreitet sind Produktdefinitionen, Globalbudgets und Public 
Private Partnerships. 

 

IKZ stabil oder zunehmend 

Gut die Hälfte der Berner Gemeinden gibt an, dass die interkommunale 
Zusammenarbeit (IKZ) im Zeitraum 2012 – 2017 zugenommen hat; in 
knapp der Hälfte der Gemeinden ist sie gleichgeblieben.  

Am stärksten verbreitet ist die IKZ in den Aufgabenbereichen Sozialhilfe, 
Feuerwehr, Spitex, Jugendarbeit und familienergänzende Kinderbetreu-
ung. In diesen Bereichen arbeitet mehr als die Hälfte der Berner Gemein-
den mit anderen Gemeinden zusammen. Ebenfalls relativ häufig sind IKZ-
Lösungen bei Alters- und Pflegeheimen, bei der Energieversorgung, bei 
der Unterstützung und Betreuung älterer Personen sowie bei der Wasser-
versorgung.  
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Über alle Bereiche hinweg gesehen kooperieren die Berner Gemeinden 
praktisch gleich häufig wie die Schweizer Gemeinden, jedoch gibt es zwi-
schen den einzelnen Aufgabenbereichen teilweise beträchtliche Unter-
schiede zwischen den Berner und Schweizer Gemeinden. 

 

Gemeindezusammenschlüsse sind Thema 

Zwischen 2000 und 2017 wurde die Zahl der Berner Gemeinden durch 
Gemeindezusammenschlüsse – insbesondere infolge des Gemeindefusi-
onsgesetzes aus dem Jahr 2005 – von 400 auf 351 reduziert.  

Fast die Hälfte der Berner Gemeinden diskutierte zwischen 2010 und 2017 
über einen möglichen Zusammenschluss mit einer oder mehreren Nach-
bargemeinden. Schweizweit beläuft sich der Anteil der Gemeinden, die 
Fusionen thematisieren, auf vergleichbarem Niveau. 

Mehr als die Hälfte der Berner Gemeinden wünscht sich vom Kanton in 
Bezug auf Gemeindefusionen in erster Linie eine beratende und unterstüt-
zende Funktion, gut ein Viertel spricht sich für finanzielle Anreize aus. Klar 
weniger erwünscht sind eine passive Rolle des Kantons und die Möglich-
keit zu Zwangsfusionen. 
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1 Einleitung 

1.1 Über diesen Bericht 

Der vorliegende Bericht wurde im Auftrag des Amtes für Gemeinden und 
Raumordnung des Kantons Bern durch das Schweizerische Institut für öf-
fentliches Management (IPM.SWISS) mit Sitz in Bern ausgearbeitet. 

Ziel des Berichts ist es, einen Überblick über die Situation, die Leistungs-
fähigkeit und die Schwierigkeiten der Berner Gemeinden zu erhalten. Die 
Untersuchung ist auf die politischen Gemeinden (Einwohnergemeinden) 
beschränkt. Wo die Datenlage dies zulässt, wurde auch die zeitliche Kom-
ponente berücksichtigt. Dies ermöglicht, die Entwicklungen der letzten 
Jahre nachzuzeichnen. 

Als Datengrundlage für diesen Bericht dient die Befragung der Schweizer 
Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber, die Anfang 2017 durch 
das IPM.SWISS in Zusammenarbeit mit dem IDHEAP der Universität 
Lausanne durchgeführt wurde. 310 Berner Gemeinden haben sich an der 
Befragung beteiligt, was einer Antwortquote von 88.3 Prozent entspricht. 
Vergleichbare Gemeindebefragungen wurden auch in den Jahren 1988, 
1994, 1998, 2005 und 2009/2010 durchgeführt. Auf die Daten dieser Be-
fragungen wird ebenfalls zurückgegriffen. 

1.2 Gemeindestruktur im Kanton Bern 

Die Schweiz weist eine relativ heterogene und fragmentierte Gemeinde-
landschaft auf. Im Vergleich zu anderen Ländern hat sie sich über lange 
Zeit als ziemlich stabil erwiesen: Während in zahlreichen OECD-Ländern 
insbesondere Mitte des 20. Jahrhunderts gross angelegte Territorialrefor-
men durchgeführt wurden, kam es in der Schweiz lediglich zu vereinzelten 
Gemeindefusionen. Zwischen 1850 und 1990 reduzierte sich die Zahl der 
Gemeinden nur von 3’203 auf 3’021 Einheiten. Seither haben Fusionen 
als Reformstrategie aber deutlich an Bedeutung gewonnen: Im Jahr 2017 
zählt die Schweiz noch 2’255 Gemeinden (Stand am 1. Januar 2017), d. 
h. innerhalb der vergangenen 25 Jahre verschwanden rund ein Viertel der 
Gemeinden. Ausgehend von der Zahl der aktuellen Fusionsgespräche 
und -projekte dürfte sich diese Entwicklung künftig weiter akzentuieren.  
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In einigen Kantonen wurde die Zahl der Gemeinden zum Teil stark redu-
ziert. Auch im Kanton Bern wurden – insbesondere nach der Einführung 
des Gemeindefusionsgesetzes im Jahr 2005 – zahlreiche Gemeindezu-
sammenschlüsse durchgeführt. Zählte der Kanton Bern im Jahr 2000 
noch 400 Gemeinden, sind es per 1.1.2017 noch deren 351. 

Mit diesen 351 politischen Gemeinden ist der Kanton Bern der gemeinde-
reichste Kanton der Schweiz (vgl. Tabelle 1). Per 1. Januar 2017 gab es 
nur noch in den Kantonen Waadt (309) und Aargau (213) mehr als 200 
Gemeinden.  

Tabelle 1: Anzahl Gemeinden nach Kanton per 1.1.2017. 

Anzahl Gemeinden 

  
bis 19  20-49 50-99 100-199 200 und mehr 

     
BS 3 UR 20 JU 57 SO 109 AG 213 

GL 3 AR 20 SG 77 GR 112 VD 309 

AI 6 SH 26 TG 80 VS 126 BE 351 

OW 7 SZ 30 LU 83 TI 130  

NW 11 NE 36 BL 86 FR 136  

ZG 11 GE 45  ZH 168 CH 2’255 

Quelle:  Bundesamt für Statistik 

Die Berner Gemeinden sind kleiner als der Schweizer Durchschnitt (vgl. 
Tabelle 2). Der Medianwert beträgt im Kanton Bern 1‘183 Einwohnerinnen 
und Einwohner, während dieser Wert schweizweit 1‘475 beträgt. Kleinere 
Gemeinden als im Kanton Bern finden sich lediglich in den Kantonen Fri-
bourg, Graubünden, Schaffhausen, Waadt, Uri und Jura. 

Auch bei der Betrachtung des Mittelwerts der Gemeindegrösse zeigt sich 
ein ähnliches Bild: die Berner Gemeinden liegen mit einem Mittelwert von 
2‘924 Einwohnerinnen und Einwohnern unter dem Schweizer Durch-
schnitt von 3‘733.  
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Tabelle 2: Mittlere Gemeindegrösse in den Schweizer Kantonen. 

Kanton  
Anzahl  

Gemeinden 
 

Ständige  
Wohnbevölkerung 

 
Median 

Gemeindegrösse 
 

Mittelwert  
Gemeindegrösse 

BS  3  193'021  20'895  64'340 

GL  3  40'141  12'512  13'380 

ZG  11  123'925  8'827  11'266 

OW  7  37'376  5'060  5'339 

SG  77  502'476  4'735  6'526 

ZH  168  1'487'565  4'083  8'855 

NW  11  42'547  3'567  3'868 

SZ  30  155'836  3'451  5'195 

LU  83  403'341  2'599  4'860 

GE  45  489'361  2'525  10'875 

TG  80  270'672  2'174  3'383 

AI  6  16'003  2'050  2'667 

AG  213  663'342  1'936  3'114 

AR  20  54'947  1'759  2'747 

NE  36  178'537  1'755  4'959 

SO  109  269'375  1'484  2'471 

TI  130  354'357  1'431  2'726 

BL  86  285'572  1'310  3'321 

VS  126  339'060  1'235  2'691 

BE  351  1'026'227  1'183  2'924 

FR  136  311'830  1'177  2'293 

GR  112  197'529  937  1'764 

SH  26  80'761  921  3'106 

VD  309  784'681  844  2'539 

UR  20  36'142  772  1'807 

JU  57  73'106  629  1'283 

          Total  2’255  8'417’730  1’475  3’733 

Bemerkung: Die Daten sind auf dem Stand 1.1.2017 (BFS), sortiert nach der Gemeindegrösse (Me-
dian). 

Zwei Fünftel (40.0%) der Berner Bevölkerung wohnt im Verwaltungskreis 
Bern-Mittelland (vgl. Tabelle 3). Mit seinen rund 410'000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern hat der Verwaltungskreis Bern-Mittelland eine grössere 
Bevölkerung als die Mehrheit der Schweizer Kantone. Der Verwaltungs-
kreis Thun weist rund einen Zehntel der Kantonsbevölkerung auf (10.4%). 
Demnach lebt gut die Hälfte (50.4%) der Bernerinnen und Berner in einem 
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der zwei grössten Verwaltungskreise. Am wenigsten politische Gemein-
den zählen die Verwaltungskreise Obersimmental-Saanen (7 politische 
Gemeinden), Frutigen-Niedersimmental (13) und Biel/Bienne (19).  

Mit 84 politischen Gemeinden ist Bern-Mittelland der gemeindereichste 
Verwaltungskreis des Kantons. Danach folgen die Verwaltungskreise 
Oberaargau mit 46 Gemeinden, Seeland mit 42 Gemeinden sowie Em-
mental und Jura bernois mit je 40 Gemeinden. Die grössten Gemeinden 
finden sich in den Verwaltungskreisen Biel/Bienne (Median von 2'011 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern) und Frutigen-Niedersimmental (2'175).  

Tabelle 3: Gemeindebestand, Anteil an der Gesamtbevölkerung und durchschnittliche Gemeinde-
grösse per 1.1.2017: Vergleich der Berner Gemeinden nach Verwaltungskreisen. 

Verwaltungskreis  Gemeinden   Einwohner/innen 

  Anzahl  in %  Anzahl  in %  Mittelwert  Median 

Bern-Mittelland  84  23.9  410'749  40.0  4'890  1'274 

Thun  32  9.1  107'024  10.4  3'345  981 

Biel/Bienne  19  5.4  99'630  9.7  5'244  2'011 

Emmental  40  11.4  96'620  9.4  2'416  1'800 

Oberaargau  46  13.1  80'818  7.9  1'757  818 

Seeland  42  12.0  73'215  7.1  1'743  987 

Jura bernois  40  11.4  53'752  5.2  1'344  657 

Interlaken-Oberhasli  28  8.0  47'694  4.6  1'703  843 

Frutigen-Niedersimmental  13  3.7  40'018  3.9  3'078  2'175 

Obersimmental-Saanen  7  2.0  16'707  1.6  2'387  1'325 

             
Kanton  351  100  1'026'227  100  2‘924  1‘183 

Quellen:  BFS 2017, eigene Berechnungen. 

Tabelle 4 verdeutlicht, dass die Berner Gemeinden kleiner sind als die 
Schweizer Vergleichsgemeinden. So betrug die durchschnittliche Einwoh-
nerzahl der Berner Gemeinden per 1.1.2017 2'924 Einwohnerinnen und 
Einwohner (siehe Bemerkung in Tabelle 4), während sich der Mittelwert 
für die Schweizer Gemeinden auf 3‘733 belief. Ein ähnliches Bild zeigt sich 
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bei der Betrachtung der Medianwerte1: Während die „Mediangemeinde“ 
im Kanton Bern 1‘183 Einwohnende zählt, sind es schweizweit 1'475. 
Dementsprechend haben 36.7 Prozent der Schweizer Gemeinden weni-
ger als 1'000 Einwohnende, im Kanton Bern sind es 45.6 Prozent. 43.3 
Prozent der Berner Bevölkerung wohnt in Städten mit mehr als 10'000 
Einwohnenden, schweizweit sind es nur leicht mehr mit 46.5 Prozent.  

Tabelle 4: Gemeindebestand und Anteil an der Gesamtbevölkerung per 1.1.2017 nach Gemeinde-
grösse: Vergleich der Berner und Schweizer Gemeinden 

  Kanton Bern  Schweiz 

  
Anzahl 

Gemein-
den 

in %  Anzahl 
Einwohner 

in %  
Anzahl 

Gemein-
den 

in %  Anzahl 
Einwohner 

in % 

bis 249  34 9.7  5’387 0.5  160 7.1  24’879 0.3 

250-499  52 14.8  19’903 1.9  256 11.4  97’397 1.2 

500-999  74 21.1  54’038 5.3  411 18.2  307’247 3.6 

1'000-1’999  68 19.4  95’184 9.3  500 22.2  710’073 8.4 

2'000-4’999  84 23.9  267’602 26.1  541 24.0  1'739’993 20.7 

5'000-9’999  22 6.3  139’856 13.6  234 10.4  1'620’231 19.2 

10'000-19’999  13 3.7  172’263 16.8  108 4.8  1'508’972 17.9 

20'000-49‘999  2 0.6  84’490 8.2  35 1.6  980’410 11.6 

50‘000 u. mehr  2 0.6  187’504 18.3  10 0.4  1'428’528 17.0 
             Alle  
Gemeinden 

 351   1'026'227 100.0  2’255 100.0  8'417’730 100.0 

             
Mittelwert     2’924      3’733  

Median     1’183      1’475  

Quellen:  BFS 2017, eigene Berechnungen 

1.3 Zur Gemeindebefragung 2017 als Datengrundlage 

Der vorliegende Bericht basiert auf den Daten einer landesweiten Ge-
meindebefragung, die zwischen Januar und März 2017 vom Schweizeri-
schen Institut für öffentliches Management (IPM.SWISS) sowie dem Insti-
tut de hautes études en administration publique (IDHEAP) in Lausanne 

                                      
1 Für die Berechnung des Mittelwertes wird die Gesamtbevölkerung des Kantons durch die Anzahl Ge-

meinden geteilt. Für die Berechnung des Medianwertes werden die Gemeinden nach Einwohnerzahl 
geordnet. Der Median ist der Fall (oder die Gemeinde), der sich genau in der Mitte dieser Verteilung 
befindet. Das bedeutet, dass jeweils die Hälfte der Gemeinden mehr beziehungsweise weniger Ein-
wohner zählt als die „Mediangemeinde“. 
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durchgeführt wurde.2 Angeschrieben wurden die Gemeindeschreiberin-
nen und Gemeindeschreiber aller Schweizer Gemeinden. Ähnliche Ge-
meindebefragungen wurden in den Jahren 1988, 1994, 1998, 2005 und 
2009/2010 durchgeführt. Wo dies möglich und sinnvoll ist, wird in dieser 
Studie deshalb auch auf die Daten der früheren Befragungen zurückge-
griffen. So kann in verschiedenen Bereichen nebst dem Status Quo auch 
die Entwicklung über mehrere Jahre hinweg beschrieben werden. 

Tabelle 5 zeigt die Teilnahmequote der Berner Gemeinden an den Ge-
meindebefragungen 2005, 2009 und 2017. Im Jahr 2005 lag die Beteili-
gungsquote bei 83.3 Prozent, fiel zwischenzeitlich im 2009 auf 58.9 Pro-
zent und erreicht in der aktuellen Befragung 2017 mit 88.3 Prozent den 
höchsten Wert.  

Tabelle 5: Teilnahme der Berner Gemeinden an den Gemeindebefragungen 2005 bis 2017. 

Befragung / Jahr  Teilnahme der Gemeinden 

   
  Anzahl  

Gemeinden 
 

Teilnehmende  
Gemeinden 

 
Teilnahme  

in % 
       
2005  400  333  83.3 

2009  392  231  58.9 

2017  351  310  88.3 
 

Insgesamt haben sich 88.3 Prozent der Berner Gemeinden an der Befra-
gung 2017 beteiligt – dies sind 310 der 351 politischen Gemeinden. 
Schweizweit sind es 82.3 Prozent der Gemeinden. Die Beteiligungsquote 
der Berner Gemeinden liegt somit deutlich über derjenigen der Schweizer 
Gemeinden. 

Die höchste Teilnahmequote weisen die Städte mit 20'000 und mehr Ein-
wohnenden auf. Bei diesen liegt die Antwortquote bei 100 Prozent. Eine 
sehr hohe Rücklaufquote weisen mit 96.4 Prozent auch die Gemeinden 
mit 2‘000 bis 4‘999 Einwohnerinnen und Einwohnern auf (vgl. Tabelle 6). 
Über dem kantonalen Durchschnitt liegen zudem die Städte mit 10‘000 bis 
49‘999 Einwohnenden (92.3%), die grösseren Gemeinden mit 5‘000 bis 
9‘999 Einwohnerinnen und Einwohnern (90.9%) sowie die kleinen Ge-

                                      
2 Der gesamte Fragebogen der Befragung 2017 befindet sich im Anhang zu diesem Bericht. 
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meinden mit 500-999 Einwohnenden (90.5%). Die anderen Gemeinde-
grössenklassen sind im Datensatz leicht untervertreten, wobei die Beteili-
gungsquote aber in allen Kategorien bei mindestens drei Vierteln der Ge-
meinden liegt. Die geringste Rücklaufquote von 75 Prozent findet sich bei 
den Kleinstgemeinden mit weniger als 500 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern.  

Tabelle 6: Teilnahme der Berner Gemeinden an der Gemeindebefragung 2017 nach Gemeinde-
grösse. 

Gemeindegrösse  Teilnahme der Gemeinden 

   Anzahl  
Einwohner 

 Anzahl  
Gemeinden 

 
Teilnehmende  

Gemeinden 
 

Teilnahme  
in % 

       
bis 249  34  27  79.4 

250 – 499  52  39  75.0 

500 – 999  74  67  90.5 

1'000 – 1’999  68  60  88.2 

2'000 – 4’999  84  81  96.4 

5'000 – 9’999  22  20  90.9 

10'000 – 19’999  13  12  92.3 

20'000 – 49’999  2  2  100.0 

50‘000 und mehr  2  2  100.0 
       
Alle Gemeinden  351  310  88.3 

Quelle:  Eigene Berechnungen 

In den nachfolgenden Kapiteln werden ausgewählte Themenbereiche der 
Gemeindebefragung 2017 für die Berner Gemeinden ausgewertet. Es 
sind dies: Gemeinden im kantonalen Kontext (Autonomie), kommunale 
Leistungsfähigkeit und Leistungsgrenzen, Gemeindepolitik, Gemeinde-
verwaltung, Führungs- und Organisationsstrukturen, Reformtätigkeit in 
Politik und Verwaltung (NPM, institutionelle Reformen), interkommunale 
Zusammenarbeit und Zusammenarbeit mit dem Kanton sowie Gemeinde-
zusammenschlüsse. 

Grundsätzlich werden die Daten zunächst für die Gesamtheit der Berner 
Gemeinden ausgewertet und mit den anderen Schweizer Gemeinden ver-
glichen. Danach erfolgen weitere Auswertungen nach Gemeindegrösse. 
Nach Möglichkeit und wo zweckmässig werden anhand der Daten der 
früheren Gemeindebefragungen Längsschnittvergleiche vorgenommen. 
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2 Die Autonomie der Gemeinden 

Die Gemeinden sind unbestrittene Strukturelemente der Kantone und die 
Gemeindeautonomie wird als politischer Wert hochgeschätzt (Linder 
2012). Gemeindeautonomie ist jedoch auch ein äusserst facettenreicher 
Begriff. In der Praxis bleibt deshalb häufig unklar, was alles darunter ver-
standen wird (Ladner et al. 2000: 47f). Entsprechend schwierig gestaltet 
sich der Versuch, die Autonomie der Gemeinden zu messen. 

Nebst dem übergeordneten Recht von Bund und Kanton, insbesondere 
der kantonalen Gemeindegesetzgebung, bestimmen politische, ökonomi-
sche und soziale Faktoren den Autonomiegrad einer Gemeinde. Im kan-
tonalen Kontext sind vor allem die rechtliche (Gesetzgebung) und die po-
litische Dimension von Bedeutung (Fiechter 2010: 46). 

Nebst den objektiv messbaren Kriterien ist auch die subjektiv empfundene 
Gemeindeautonomie von grosser Bedeutung im Verhältnis zwischen Kan-
ton und Gemeinden. Sie ist in einer Befragung leicht zu erfassen. 

In der Gemeindebefragung ordnen die antwortenden Gemeindeschreibe-
rinnen und Gemeindeschreiber die Autonomie ihrer Gemeinde auf einer 
Skala von 1 („überhaupt keine Autonomie“) bis 10 („sehr grosse Autono-
mie“) ein. Wie Tabelle 7 zeigt, schätzt eine Mehrheit der Berner Gemein-
den ihre Autonomie in der Befragung 2017 als gering bis mittelmässig ein. 
Im Durchschnitt sehen die Berner Gemeinden ihre Autonomie bei einem 
Wert von 4.4 und liegen somit leicht unter dem Schweizer Mittel von 4.6. 
Im Vergleich zu 2005 und 2009 haben die Berner Gemeinden ihre Ein-
schätzung der Gemeindeautonomie nach unten korrigiert: 2005 lag der 
Wert noch bei 4.8, bevor er 2009 auf 4.6 und in der aktuellen Befragung 
auf 4.4 sank. Der Mittelwert aller Schweizer Gemeinden hat sich in dieser 
Zeitspanne weniger stark verändert; er sank zwischen 2005 und 2009 von 
4.8 auf 4.6, blieb danach im Jahr 2017 konstant bei 4.6. 
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Tabelle 7: Einschätzung der Gemeindeautonomie (Befragungen 2017, 2009 und 2005): Vergleich 
zwischen Berner und Schweizer Gemeinden. 

  Kanton Bern  Schweiz 

Autonomiegrad  2017 2009 2005  2017 2009 2005 

  in % in % in %  In% in% in % 

1-2  sehr gering  8.9 7.2 5.3  9.3 8.5 8.1 

3-4  gering  47.7 49.3 44.1  41.9 43.6 40.3 

5-6  mittelmässig  30.8 26.5 31.9  31.9 29.6 31.3 

7-8  gross  12.3 16.1 17.8  15.4 17.4 18.2 

9-10  sehr gross  0.3 0.9 0.9  1.5 1.0 2.1 

         
Anzahl Gemeinden  302 223 320  1’780 1’401 2’004 

         
Mittelwert  4.4 4.6 4.8  4.6 4.6 4.8 

Bemerkung:  Einschätzung durch die befragten Gemeindeschreiber auf einer Skala von 1 („sehr ge-
ringe Autonomie“) bis 10 („sehr grosse Autonomie“). 

Im Vergleich zu den Befragungen 2005 sowie 2009/2010 fällt die Einschät-
zung der Autonomie in den kleinsten Gemeindegrössenklassen im Jahr 
2017 tiefer aus (bis 999 Einwohnende), ebenso in den Gemeinden mit 
2'000 bis 4'999 Einwohnerinnen und Einwohnern sowie in den Städten mit 
50'000 Einwohnenden und mehr. Höher eingeschätzt als in den beiden 
vorangehenden Befragungen wird sie hingegen in den grösseren Gemein-
den mit 5'000 bis 9'999 Einwohnenden. Zwischen der Gemeindegrösse 
und der Einschätzung der Gemeindeautonomie besteht im Jahr 2017 (im 
Gegensatz zu 2009/2010) kein statistisch signifikanter Zusammenhang 
(vgl. Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Einschätzung der Gemeindeautonomie: Vergleich der Berner Gemeinden nach Gemein-
degrösse (Einwohnerzahl; Befragungen 2017, 2009 und 2005). 

 

 
Bemerkung: Einschätzung durch die befragten Gemeindeschreiber auf einer Skala von 1 („sehr ge-

ringe Autonomie“) bis 10 („sehr grosse Autonomie“). Berechnung Pearson-R: unabhän-
gige Variable = Einwohnerzahl; abhängige Variable = Einschätzung der Gemeindeauto-
nomie (Skalenwerte). *: Der Zusammenhang ist auf dem Niveau 0.05 signifikant. Fall-
zahlen: 2017: nmin = 2,  nmax = 78; 2009: nmin = 1, nmax = 53; 2005: nmin = 1, nmax = 76. 

Zusätzlich zur aktuellen Einschätzung der Autonomie wurden die Gemein-
den danach gefragt, wie sich der Autonomiegrad ihrer Ansicht nach im 
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Zeitraum 2007 – 2017 entwickelt hat. Auf diese Frage antworteten fast vier 
Fünftel (78.8%) der Berner Gemeinden, dass die Autonomie abgenom-
men habe (vgl. Tabelle 8). 15.6 Prozent der Gemeinden sind der Ansicht, 
dass sich die Autonomie nicht verändert hat und nur 2.3 Prozent haben 
eine Zunahme konstatiert. Diese Ergebnisse stimmen mit der Einschät-
zung der aktuellen Gemeindeautonomie überein (vgl. vorangehende Ta-
bellen). Beide deuten auf einen Verlust an Autonomie hin.  

Nach Gemeindegrösse aufgeschlüsselt konstatieren insbesondere die 
Städte mit mehr als 20‘000 Einwohnerinnen und Einwohnern eine Ab-
nahme der Gemeindeautonomie (100%). Auch unter den Gemeinden mit 
250-499 sowie denjenigen mit 1‘000 bis 4'999 Einwohnenden geben über-
durchschnittlich viele an, dass die Autonomie gegenüber Bund und Kan-
ton abgenommen habe.  

Vergleicht man die Angaben der Berner Gemeinden mit denjenigen der 
Schweizer Gemeinden, ist im Kanton Bern ein höherer Anteil der Gemein-
den der Ansicht, dass die Gemeindeautonomie zwischen 2007 und 2017 
abgenommen hat (BE: 78.8% vs. CH: 71.1%).  

Tabelle 8: Entwicklung der Gemeindeautonomie in der Periode 2007 – 2017: Vergleich der Berner 
Gemeinden nach Gemeindegrösse (Befragung 2017).  

Gemeindegrösse  
Anzahl Ge-
meinden 

 Entwicklung der Gemeindeautonomie (in % der Gemeinden) 

         abgenommen unverändert zugenommen weiss nicht 

        
bis 249  27  70.4 22.2 0.0 7.4 

250 – 499  38  81.6 13.2 2.6 2.6 

500 – 999  64  75.0 15.6 1.6 7.8 

1'000 – 1’999  59  84.7 13.6 0.0 1.7 

2'000 – 4’999  78  84.6 9.0 6.4 0.0 

5'000 – 9’999  20  75.0 20.0 0.0 5.0 

10'000 – 19’999  12  41.7 58.3 0.0 0.0 

20'000 – 49‘999  2  100.0 0.0 0.0 0.0 

50‘000 und mehr  2  100.0 0.0 0.0 0.0 

        
Kanton Bern  302  78.8 15.6 2.3 3.3 

        
Schweiz  1’794  71.1 21.8 4.0 3.1 
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3 Die Leistungsfähigkeit der Berner Gemeinden 

Die Gemeinden sind in einer Vielzahl von Aufgabenbereichen tätig. Einige 
dieser Aufgaben werden ihnen vom Kanton zur Erfüllung übertragen. Hier 
sind die Gemeinden an kantonale Vorgaben und Richtlinien gebunden 
und verfügen entsprechend über einen geringen Handlungsspielraum. An-
dere Aufgaben und Tätigkeiten nehmen die Gemeinden von sich aus 
wahr. In diesen Bereichen ist ihr Handlungsspielraum entsprechend grös-
ser. Im Idealfall erfüllt eine Gemeinde nicht nur die ihr übertragenen Auf-
gaben zur Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger und des Kantons, 
sondern sie bietet von sich aus weitere Dienstleistungen an, welche die 
Lebensqualität erhöhen und die Attraktivität der Gemeinde steigern. 

Von Zeit zu Zeit geraten die Gemeinden bei der Erfüllung gewisser Aufga-
ben an ihre Leistungsgrenzen. Dies kann sowohl die vom Kanton übertra-
genen als auch die selbst gewählten Aufgaben betreffen. Eine schlechte 
Wirtschaftslage mit tieferen Steuereinnahmen kann beispielsweise dazu 
führen, dass die Gemeinden im Bereich der Sozialhilfe an ihre Grenzen 
stossen oder dass Leistungen im Bereich der Kultur gekürzt werden müs-
sen. Ein schnelles Bevölkerungswachstum kann wiederum zum Erreichen 
von Leistungsgrenzen im Bereich der Infrastruktur führen. 

Sowohl in der Gemeindebefragung 2017 als auch in den vorangehenden 
Befragungen wurden die Gemeinden danach gefragt, wie gut sie ihre ver-
schiedenen Aufgaben erfüllen können und wo sie an ihre Leistungsgren-
zen stossen. Somit kann in diesem Kapitel sowohl eine aktuelle Bestands-
aufnahme als auch ein zeitlicher Vergleich der Befindlichkeit und Prob-
leme der Gemeinden vorgenommen werden.  

3.1 Aktuelle Leistungsfähigkeit der Gemeinden 

Betrachtet man die Resultate der Gemeindebefragung 2017 nach Berei-
chen (in der Tabelle 9 grau hinterlegt), so zeigt sich, dass die Gemeinden 
im Bereich Regierung und Verwaltung in ihrer Eigeneinschätzung am häu-
figsten Leistungsgrenzen feststellen. Im Durchschnitt der Aufgaben, die 
zu diesem Bereich gezählt werden, stossen 15.4 Prozent der Gemeinden 
an Leistungsgrenzen. Am problematischsten in diesem Bereich werden 
die Informatik (von 17.7% der Gemeinden) sowie die Gemeindeexekutive 
(17.4%) angesehen, am wenigsten kritisch die Einwohnerdienste (12.5%). 
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Der Aufgabenbereich, bei dem die Berner Gemeinden am zweithäufigsten 
an Leistungsgrenzen stossen bzw. diese gar überschreiten, ist die Sicher-
heit. Bei den beiden Aufgaben, die diesem Bereich zugeordnet werden, 
bekunden 11.7 Prozent der Gemeinden Probleme. Häufiger ist dies bei 
den gemeindepolizeilichen Aufgaben der Fall (14.1%), weniger oft bei der 
Feuerwehr (9.2%). 

Am drittmeisten Schwierigkeiten orten die Berner Gemeinden im Bereich 
Infrastruktur: 9.8 Prozent der Gemeinden geben an, die Leistungsgrenzen 
in diesem Bereich erreicht oder überschritten zu haben. Am meisten Prob-
leme bereiten innerhalb dieses Bereichs die Bewilligung der Baugesuche 
(17.4%) sowie die Raum- und Zonenplanung (17.1%). Ebenfalls mehr als 
jede zehnte Gemeinde ortet Schwierigkeiten beim Landschafts- und Orts-
bildschutz (13.9%), beim privaten Verkehr (13.2%), bei den öffentlichen 
Bauten (12.5%) sowie beim Sport bzw. den Sportanlagen (11.1%). Kaum 
Probleme bereiten die Energieversorgung (3%) und der Abfall bzw. die 
Entsorgung (3.9%). 

Im Bereich der Bildung offenbaren sich bei 8.5 Prozent der Berner Ge-
meinden Leistungsgrenzen, bei der Wirtschaftsförderung sind es 7.9 Pro-
zent und im Bereich Kultur 5.9 Prozent der Gemeinden, die einen Prob-
lemdruck verspüren.  

Am wenigsten Schwierigkeiten bekunden die Berner Gemeinden im Be-
reich Soziales: 5.8 Prozent geben an, an Leistungsgrenzen zu stossen 
oder diese bereits zu überschreiten. Zwischen den Aufgaben, die zu die-
sem Bereich gezählt werden, bestehen jedoch deutliche Unterschiede: 
Die Sozialhilfe (12.2%) und die familienergänzende Kinderbetreuung 
(10.1%) sind die Aufgaben, bei denen am meisten Probleme konstatiert 
werden. Deutlich leistungsfähiger schätzen sich die Gemeinden bei der 
Betreuung und Unterstützung von Arbeitslosen, bei der Jugendarbeit, bei 
den Alters- und Pflegeheimen sowie bei der Spitex ein: bei diesen Aufga-
ben haben jeweils weniger als 5 Prozent der Gemeinden gemäss Eigen-
einschätzung Probleme.  

Über alle Aufgabenbereiche hinweg betrachtet stossen die Berner Ge-
meinden (Mittelwert von 9.3%) gemäss eigener Einschätzung etwas we-
niger oft an Leistungsgrenzen bzw. überschreiten diese, als dies bei den 
Schweizer Gemeinden (Mittelwert von 10.8%) der Fall ist. Die Unter-
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schiede zwischen den Berner und den Schweizer Gemeinden sind vieler-
orts relativ gering. Am deutlichsten sind die Abweichungen bei der Sozial-
hilfe (-9.2 Prozentpunkte), bei der Betreuung von Asylsuchenden (-7.9 
Prozentpunkte), bei der Unterstützung und Betreuung von Arbeitslosen    
(-5.8 Prozentpunkte), bei der Raum- und Zonenplanung (-5.2 Prozent-
punkte) und beim öffentlichen Verkehr (-5 Prozentpunkte). D.h. bei diesen 
Aufgaben stehen die Schweizer Gemeinden unter deutlich stärkerem 
Problemdruck als die Berner Gemeinden. Lediglich bei den gemeindepo-
lizeilichen Aufgaben (+3.8 Prozentpunkte) und bei den Einwohnerdiensten 
(+1.4 Prozentpunkte) haben die Berner Gemeinden nach eigener Ein-
schätzung mehr Schwierigkeiten als die Schweizer Gemeinden.  

Tabelle 9: Leistungsgrenzen nach Bereichen und Aufgaben: Vergleich der Berner und Schweizer 
Gemeinden. Anteil Gemeinden, die «Leistungsgrenzen erreicht» oder «Leistungsgren-
zen überschritten» haben (Befragung 2017). 

Bereich/Aufgabe  Kanton Bern  Schweiz  Differenz 

  Anz. Gem. in %  Anz. Gem. in %   
*Bereich Soziales  18 5.8  180 9.9   -4.1  

Unterstützung/Betreuung Ältere  19 6.2  150 8.2   -2.0  
Jugendarbeit   10 3.3  116 6.4   -3.1  

familienergänzende Kinderbetreuung  31 10.1  209 11.5   -1.4  

Unterstützung/Betreuung Arbeitslose  9 2.9  158 8.7   -5.8  

Alters- und Pflegeheime  12 3.9  156 8.6   -4.7  

Sozialhilfe  37 12.2  389 21.4   -9.2  

Betreuung Asylsuchende  17 5.6  246 13.5   -7.9  

Betreuung Drogenabhängige  9 2.9  68 3.7   -0.8  

Integration Ausländer  20 6.6  165 9.1   -2.5  

Spitex  14 4.6  143 8.0   -3.4  

         Bereich Bildung  26 8.5  213 11.7   -3.2  

         Bereich Kultur  18 5.9  119 6.6   -0.7  

         Bereich Infrastruktur  30 9.8  227 12.5   -2.7  

Sport/Sportanlagen   35 11.1  208 11.5   -0.4  

Bewilligung Baugesuche  53 17.4  317 17.4  0.0    

Raum- und Zonenplanung  52 17.1  405 22.3   -5.2  

Landschafts- und Ortsbildschutz  42 13.9  263 14.5   -0.6  

öffentliche Bauten  38 12.5  238 13.1   -0.6  

öffentlicher Verkehr  26 8.6  246 13.6   -5.0  

privater Verkehr (Strassenbau/ 
Verkehrsberuhigung) 

 40 13.2 
 

267 14.7 
 

 -1.5  

Wasserversorgung  16 5.3  182 10.0   -4.7  

Abwasser/Kanalisation  18 5.9  195 10.7   -4.8  

Abfall/Entsorgung  12 3.9  153 8.4   -4.5  

Energieversorgung  9 3.0  110 6.1   -3.1  
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Umweltschutz  16 5.3  137 7.6   -2.3  

         Bereich Sicherheit  36 11.7  179 9.9   1.8  

Feuerwehr  28 9.2  172 9.5   -0.3  

gemeindepolizeiliche Aufgaben  43 14.1  186 10.3   +3.8  

         Bereich Regierung und Verwaltung  47 15.4  303 16.7   -1.3  

Gemeindeverwaltung: insgesamt 
 
 46 15.2  332 18.3   -3.1  

Informatik  54 17.7  331 18.2   -0.5  

Finanzverwaltung  44 14.4  293 16.1   -1.7  

Einwohnerdienste  38 12.5  202 11.1  +1.4  

Gemeindeexekutive   53 17.4  357 19.6   -2.2  

         Bereich Wirtschaftsförderung  24 7.9  154 8.5   -0.6  

         Mittelwert  28 9.3  196 10.8   -1.5  

Bemerkung: Fett: Werte > Mittelwert. Fett/Kursiv: Werte > 20%. *: Die Bereichswerte entsprechen 
dem Mittelwert aus den dazugehörigen Aufgaben. Fallzahlen: BE: nmin = 301, nmax = 308. 
CH: nmin = 1‘796, nmax = 1‘827. 

Die Auswertung nach Gemeindegrösse zeigt, dass die Städte mit 20'000 
bis 49'999 Einwohnenden gemäss Eigeneinschätzung klar am häufigsten 
an ihre Leistungsgrenze stossen (Mittelwert über alle Aufgaben hinweg 
betrachtet von 48.6% der Gemeinden, die an Leistungsgrenzen stossen 
oder diese überschreiten) (vgl. Tabelle 10). In diesen Städten bereiten fast 
alle Aufgaben – mit Ausnahme der Exekutive – einen Problemdruck. Da-
nach folgen die kleineren Städte mit 10‘000 bis 19‘999 Einwohnerinnen 
und Einwohnern, die über alle Aufgaben einen Mittelwert von 23.1 Prozent 
verzeichnen. Hier bereitet die Sozialhilfe die grössten Probleme (ganze 
50% geben an, die Leistungsgrenzen in diesem Aufgabenbereich erreicht 
oder überschritten zu haben). Auch bei der Raum- und Zonenplanung so-
wie beim Verkehr orten diese Städte einen recht hohen Problemdruck 
(41.7%).  

Auch die grösseren Gemeinden mit 5‘000 bis 9‘999 Einwohnenden 
(16.5%) sowie die grossen Städte mit 50‘000 und mehr Einwohnenden 
(14.4%) stossen öfters an ihre Leistungsgrenzen als die kleineren Ge-
meinde. Bei ersteren (Gemeinden mit 5‘000 bis 9‘999 Einwohnenden) 
werden die Bewilligung der Baugesuche (45%), die Raum- und Zonenpla-
nung (40%) sowie die Gemeindeexekutive (ebenfalls 40%) als Haupt-
schwierigkeit angegeben. Die grossen Städte (50‘000 Einwohnende und 
mehr) geben ebenfalls die Bewilligung von Baugesuchen (100%) an sowie 
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die Sozialhilfe (100%). Bei den Gemeinden mit 2‘000 bis 4‘999 Einwoh-
nenden beträgt der Mittelwert 11.1 Prozent, bei den Grössenkategorien 
bis 1‘999 Einwohnerinnen und Einwohnern zwischen 6.5 und 7 Prozent.  

Interessanterweise scheinen die Gemeinden der vier kleinsten Grössen-
kategorien (bis 1'999 Einwohnerinnen und Einwohner) bedeutend weniger 
Probleme bei der Aufgabenerfüllung zu haben als die grösseren Gemein-
den und die Städte. Dies mag daran liegen, dass diese Gemeinden nur 
wenige Aufgaben selber erfüllen und wenige entsprechende Fälle zu be-
arbeiten haben. Zu beachten gilt indessen auch, dass es sich bei den An-
gaben um eine Selbsteinschätzung handelt. 

Tabelle 10: Leistungsgrenzen nach Bereichen und Aufgaben: Vergleich der Berner Gemeinden nach 
Gemeindegrösse. Anteil Gemeinden, die «Leistungsgrenzen erreicht» oder «Leistungs-
grenzen überschritten» haben (Angaben in Prozent; Befragung 2017). 

Bereich/Aufgabe 
 
-249   

250-
499 

 
500- 
999 

 
1000- 
1999 

 
2000- 
4999 

 
5000- 
9999 

 
10000- 
19999 

 
20000 - 
49999 

 
50000 
u. m.  

                   *Bereich Soziales  1.9  1.6  5.1  3.4  7.6  10.6  16.7  50.0  10.0 

Unterstützung/Betreuung Ältere  11.5  
2
.
6 

2.6  6.0  5.1  5.0  5.0  16.7  50.0  0.0 

Jugendarbeit   0.0   0.0  6.0  3.4  2.5  5.0  0.0  50.0  0.0 

 familienerg. Kinderbetreuung  0.0  
5
.
1 

5.1  9.0  6.8  12.5  25.0  25.0  50.0  0.0 

Unterstützung/Betr. Arbeitslose  0.0  0.0  0.0  0.0  6.3  0.0  25.0  50.0  0.0 

Alters- und Pflegeheime  0.0  
0
.
0 

0.0  3.0  1.7  3.8  15.0  16.7  50.0  0.0 

Sozialhilfe  0.0   2.6  7.5  6.8  16.7  25.0  50.0  50.0  100.0 

Betreuung Asylsuchende  0.0   2.6  4.5  1.7  8.9  15.0  8.3  50.0  0.0 

Betreuung Drogenabhängige  0.0   0.0  4.5  1.7  3.8  0.0  8.3  50.0  0.0 

Integration Ausländer  3.7  
0
.
0 

0.0  4.5  3.4  12.8  10.5  8.3  50.0  0.0 

Spitex  3.8  
2
.
6 

2.6  6.0  3.4  3.8  5.0  8.3  50.0  0.0 

                   Bereich Bildung  7.7  
1
0
.
0 

10.3  7.5  3.4  8.9  15.0  16.7  50.0  0.0 

                   Bereich Kultur  4.0   0.0  4.5  5.2  7.6  5.0  16.7  50.0  50.0 

                    Bereich Infrastruktur  8.2  5.1  8.0  9.3  10.1  19.6  14.0  50.0  20.8 

Sport/Sportanlagen   0.0   0.0  9.1  13.6  15.2  25.0  16.7  50.0  50.0 

Bewilligung Baugesuche  16.0   12.8  18.2  11.9  13.9  45.0  16.7  50.0  100.0 

Raum- und Zonenplanung  24.0  
1
2
.
8 

12.8  13.6  10.2  13.9  40.0  41.7  50.0  50.0 

Landschafts- und Ortsbildschutz  12.0   12.8  9.1  16.9  12.8  25.0  8.3  50.0  50.0 

öffentliche Bauten  4.0   5.1  9.1  8.5  16.5  35.0  25.0  50.0  0.0 

öffentlicher Verkehr  7.7  
0
.
0 

0.0  9.2  3.4  12.7  20.0  8.3  50.0  0.0 

privater Verkehr (Strassen-
bau/Verkehrsberuhigung) 

 8.0   5.3  6.1  13.6  20.3  25.0  16.7  50.0  0.0 

Wasserversorgung  11.5   5.1  3.0  8.5  0.0  10.0  9.1  50.0  0.0 

Abwasser/Kanalisation  7.7  
2
.
6 

2.6  6.2  8.5  3.8  5.0  9.1  50.0  0.0 
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Abfall/Entsorgung  3.8   2.6  4.5  5.1  2.5  0.0  8.3  50.0  0.0 

Energieversorgung  0.0   0.0  3.0  3.4  5.1  0.0  0.0  50.0  0.0 

Umweltschutz  4.0   2.6  4.5  8.5  3.9  5.0  8.3  50.0  0.0 

                    Bereich Sicherheit  9.5  12.9  6.8  8.5  13.4  17.5  29.2  50.0  0.0 

Feuerwehr  7.4   10.3  4.5  6.8  9.0  15.0  33.3  50.0  0.0 

gemeindepolizeiliche Aufgaben  11.5   15.4  9.1  10.2  17.7  20.0  25.0  50.0  0.0 

                    Bereich Regierung und Verwal-
tung 

 13.8   13.3  10.6  12.3  17.7  33.0  18.3  40.0  20.0 

Gemeindeverwaltung: insgesamt 
 
 15.4  15.4  9.2  10.2  16.5  35.0  25.0  50.0  0.0 

Informatik  23.1   12.8  10.6  11.9  24.1  35.0  8.3  50.0  50.0 

Finanzverwaltung  7.7   12.8  10.6  11.9  19.0  30.0  8.3  50.0  0.0 

Einwohnerdienste  11.5   10.3  9.1  11.9  11.4  25.0  16.7  50.0  50.0 

Gemeindeexekutive   11.5   15.4  13.6  15.5  17.7  40.0  33.3  0.0  0.0 

                    Bereich Wirtschaftsförderung  4.0   2.6  3.0  6.8  12.7  15.0  50.0  50.0  0.0 

                    Mittelwert  7.0  6.5  6.5  7.0  11.1  16.5  23.1  48.6  14.4 

                   
Fallzahlen (min/max) 

 
25/27 

3
7
/
3
.
9 

37/39  65/67  58/59  77/80  19/20  10/12  2/2  1/2 

Bemerkung: *: Die Bereichswerte entsprechen dem Mittelwert aus den dazugehörigen Aufgaben.  

Abbildung 2 zeigt, wie leistungsfähig die Gemeinden nach eigener Ein-
schätzung sind. Die Indexwerte basieren auf den Angaben zu den Leis-
tungsgrenzen. Es zeigt sich ein ähnliches Bild wie in Tabelle 10. Am Leis-
tungsstärksten schätzen sich die Gemeinden mit zwischen 250 und 1'999 
Einwohnerinnen und Einwohnern ein mit Indexwerten zwischen 84 und 
86. Auch die Kleinstgemeinden mit bis 249 Einwohnenden und die Ge-
meinden mit 1'000 bis 1'999 Einwohnerinnen und Einwohnern kommen 
bei dieser Selbsteinschätzung auf über 80 Indexpunkte. Deutlich tiefer 
schätzen die grösseren Gemeinden sowie die Städte ihre Leistung ein. 
Den tiefsten Wert weisen die Städte mit 20'000 bis 49'999 Einwohnenden 
auf mit 65.6 Indexpunkten (vgl. Abbildung 2). Zwischen der Gemeinde-
grösse und der Leistungsfähigkeit ist ein signifikanter, negativer statisti-
scher Zusammenhang ersichtlich, wenn auch eher ein schwacher.  

Betrachtet man alle Gemeinden zusammen, schneiden die Berner Ge-
meinden mit einem Indexwert von 82.6 leicht besser ab als die Schweizer 
Vergleichsgemeinden mit 80.4. Auffällig ist, dass sich die Gemeinden im 
Kanton Bern mit einer Einwohnerzahl bis 4'999 leistungsfähiger einschät-
zen als ihre Schweizer Vergleichsgemeinden, während dies bei den Ge-
meinden mit 5'000 Einwohnenden und mehr sowie bei den Städte gerade 
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umgekehrt ist: hier schätzen sich die Berner weniger stark ein als die 
Schweizer Gemeinden. 

Abbildung 2: Leistungsfähigkeit der Gemeinden: Vergleich der Berner und Schweizer Gemeinden 
nach Gemeindegrösse (Mittelwerte indexiert*; Befragung 2017). 

 

Bemerkung: Berechnung Pearson-R: unabhängige Variable = Einwohnerzahl; abhängige Variable = 
Leistungsfähigkeit. *: Berechnung Index der Leistungsfähigkeit: Die Angaben der Ge-
meinde zu ihren Leistungsgrenzen (LG) in den 31 abgefragten Aufgabenbereichen (vgl. 
Tabelle 10) wurden indexiert („LG überschritten“ = 0, „LG erreicht“ = 1, „LG in Sicht = 2“, 
„Keine LG sichtbar“ = 3) aufsummiert und anschliessend durch die Anzahl Bereiche, in 
denen die jeweilige Gemeinde überhaupt tätig ist, geteilt. Durch anschliessende Stan-
dardisierung ergibt sich ein Indexwert zwischen 0 („LG in allen Bereichen überschritten“) 
und 100 („LGs in keinem Bereich sichtbar“). **: Der Zusammenhang ist auf dem Niveau 
0.01 signifikant. Fallzahlen: BE: nmin = 2, nmax = 307. CH: nmin = 7, nmax = 1’825. 
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Bern: Pearson-R: -0.16** Schweiz: Pearson-R: -0.01
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3.2 Leistungsfähigkeit im zeitlichen Vergleich 

Die durchschnittliche Anzahl Gemeinden mit erreichten oder überschritte-
nen Leistungsgrenzen hat zwischen den Gemeindebefragungen 2009 und 
2017 leicht zugenommen (9.3% in 2017 versus 8.6% in 2009; vgl. Tabelle 
12). Im Jahr 2005 (10.6%) standen die Berner Gemeinden etwas stärker 
unter Problemdruck als in den letzten beiden Befragungen 2009 und 2017.  

Je nach Aufgabe ergeben sich bezüglich Leistungsgrenzen unterschiedli-
che Veränderungen zwischen 2009 und 2017 bzw. zwischen 2005 und 
2017.  

Betrachtet man die Entwicklung zwischen 2005 und 2017, konnten die 
grössten Verbesserungen bei der Sozialhilfe sowie bei der Betreuung von 
Drogenabhängigen erzielt werden. Bei der Sozialhilfe gaben 2005 21.5 
Prozent der Gemeinden an, Leistungsgrenzen erreicht oder überschritten 
zu haben, 2017 lag dieser Wert noch bei 12.2 Prozent (-9.3 Prozent-
punkte). Bei der Betreuung von Drogenabhängigen lag der Wert 2005 bei 
12.2 Prozent, 2017 bei 2.9 Prozent (dies ergibt ebenfalls eine Differenz 
von -9.3 Prozentpunkten). Verbesserungen um mehr als fünf Prozent-
punkte zeigen sich auch bei der Unterstützung und Betreuung von Arbeits-
losen (-8.9 Prozentpunkte), bei der Betreuung von Asylsuchenden               
(-7.5%), bei den gemeindepolizeilichen Aufgaben (-7.1%) sowie in der Ju-
gendarbeit (-6.5%). 

Auf der anderen Seite gibt es einige Aufgabenbereiche, bei welchen ge-
genüber 2005 eine Verschlechterung stattgefunden hat, d.h. ein höherer 
Anteil an Gemeinden, welche die Leistungsgrenzen erreicht oder über-
schritten haben. Am deutlichsten ist dies bei der Bewilligung von Bauge-
suchen beobachtbar: während 2005 erst 9.8 Prozent der Berner Gemein-
den angaben, hier die Leistungsgrenzen erreicht oder überschritten zu ha-
ben, waren dies bei der Befragung 2017 17.4 Prozent (+7.6 Prozent-
punkte). Mit einem Unterschied von mehr als 5 Prozentpunkten ist die Si-
tuation auch bei den Einwohnerdiensten (+7.3 Prozentpunkte), bei der Fi-
nanzverwaltung (+6.7 Prozentpunkte), bei der Informatik (+6.6 Prozent-
punkte) sowie bei der Raum- und Zonenplanung (+5.3 Prozentpunkte) 
prekärer geworden. 

Die Entwicklung zwischen den Jahren 2009 und 2017 kann der untenste-
henden Tabelle 11 entnommen werden.  
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Tabelle 11: Entwicklung der Leistungsgrenzen: Vergleich der Berner Gemeinden (Befragungen 
2017, 2009 und 2005). Anteil Gemeinden, die «Leistungsgrenzen erreicht» oder «Leis-
tungsgrenzen überschritten» haben (Angaben in Prozent bzw. Prozentpunkten). 

Bereich/Aufgabe  2017  2009  2005  17-09  17-05 

  in %  in %    Differenz  Differenz 
*Bereich Soziales  5.8  8.9  11.3  -3.1  -5.5 

Unterstützung/Betreuung Ältere  6.2  5.3  6.7  0.9  -0.5 
Jugendarbeit   3.3  7.5  9.8  -4.2  -6.5 

familienergänzende Kinderbetreuung  10.1  8.2  **  1.9  - 

Unterstützung/Betreuung Arbeitslose  2.9  6.2  11.8  -3.3  -8.9 

Alters- und Pflegeheime  3.9  **  **  -  - 

***Sozialhilfe  12.2  19.7  21.5  -7.5  -9.3 

Betreuung Asylsuchende  5.6  7.7  13.1  -2.1  -7.5 

Betreuung Drogenabhängige  2.9  9.1  12.2  -6.2  -9.3 

Integration Ausländer  6.6  10.2  8.2  -3.6  -1.6 

Spitex  4.6  5.8  6.9  -1.2  -2.3 

           Bereich Bildung  8.5  11.9  10.5  -3.4  -2.0 

           Bereich Kultur  5.9  4.9  5.6  1.0  0.3 

           Bereich Infrastruktur  9.8  7.6  9.4  2.2   0.4 

Sport/Sportanlagen   11.1  8.2  11.0  2.9   0.1 

Bewilligung Baugesuche  17.4  8.7  9.8  8.7   7.6 

Raum- und Zonenplanung  17.1  11.0  11.8  6.1   5.3 

Landschafts- und Ortsbildschutz  13.9  9.4  11.2  4.5   2.7 

öffentliche Bauten  12.5  7.8  7.9  4.7   4.6 

öffentlicher Verkehr  8.6  9.8  12.1  -1.2   -3.5 

privater Verkehr (Strassenbau/Ver-
kehrsberuhigung) 

 13.2  12.3 
 

12.8  0.9 
  

0.4 

Wasserversorgung  5.3  3.5  7.6  1.8   -2.3 

Abwasser/Kanalisation  5.9  4.0  10.6  1.9   -4.7 

Abfall/Entsorgung  3.9  3.5  7.1  0.4   -3.2 

Energieversorgung  3.0  5.3  5.0  -2.3   -2.0 

Umweltschutz  5.3  8.2  6.4  -2.9   -1.1 

           Bereich Sicherheit  11.7  11.8  16.4  -0.1   -4.7 

Feuerwehr  9.2  8.0  11.5  1.2   -2.3 

gemeindepolizeiliche Aufgaben  14.1  15.6  21.2  -1.5   -7.1 

           Bereich Regierung und Verwaltung  15.4  8.7  9.7 

 

 6.7   5.9 

Gemeindeverwaltung: insgesamt 
 
 15.2  **  **  -  - 

Informatik  17.7  12.7  11.1  5.0   6.6 

Finanzverwaltung  14.4  5.2  7.7  9.2   6.7 

Einwohnerdienste  12.5  4.0  5.2  8.5   7.3 

Gemeindeexekutive   17.4  12.8  14.0  4.6   3.4 

           Bereich Wirtschaftsförderung  7.9  6.5  11.6  1.4   -3.7 

           Mittelwert  9.3  8.6 

 

 10.6 

 

 0.7   -1.3 
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Bemerkung: Fett: Differenz > +-10 Prozentpunkte. *: Die Bereichswerte entsprechen dem Mittelwert 
aus den dazugehörigen Aufgaben. **: Item wurde nicht abgefragt. ***: war 2009/2005 
unter dem Begriff "neue Armut/Fürsorge/Vormundschaft" aufgeführt.  

Den zeitlichen Vergleich des Leistungsindices nach Gemeindegrösse 
zeigt Abbildung 3. Gegenüber 2009 verzeichnen nur die Gemeinden mit 
2’000 – 4’999 Einwohnerinnen und Einwohnern eine minime Zunahme der 
Leistungsfähigkeit. In den kleinen Städten mit 10'000 bis 19'999 Einwoh-
nenden bliebt sie gleich. Die Gemeinden der restlichen Grössenkatego-
rien weisen gegenüber 2009 eine tiefere Leistungsfähigkeit auf.  

Bei der Gemeindebefragung 2017 besteht ein schwacher, negativer und 
signifikanter Zusammenhang zwischen der Gemeindegrösse und der 
Leistungsfähigkeit der Gemeinden. In der vorangehenden Befragung von 
2009 ist dieser Zusammenhang nicht erkennbar. 
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Abbildung 3: Leistungsfähigkeit der Gemeinden: Vergleich der Berner Gemeinden nach Gemeinde-
grösse (Mittelwerte indexiert*; Befragungen 2017 und 2009). 

 

Bemerkung: *: Berechnung Index: Die Angaben der Gemeinde zu ihren Leistungsgrenzen (LG) in den 
- in allen vier Befragungen abgefragten - Aufgabenbereichen (vgl. Tabelle 10) wurden 
indexiert („LG überschritten“ = 0, „LG erreicht“ = 1, „LG in Sicht = 2“, „Keine LG sichtbar“ 
= 3) aufsummiert und anschliessend durch die Anzahl Bereiche, in denen die jeweilige 
Gemeinde tätig ist, geteilt. Durch anschliessende Standardisierung ergibt sich ein Index-
wert zwischen 0 („LG in allen Bereichen überschritten“) und 100 („LG in keinem Bereich 
sichtbar“). **: Der Zusammenhang ist auf dem Niveau 0.01 signifikant. Fallzahlen: 2017: 
nmin = 2, nmax = 307; 2009: nmin = 1, nmax = 231.  
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4 Die kommunale Politik und ihre Institutionen 

In diesem Kapitel werden die Organisationsformen der Berner Gemeinden 
(Versammlungs- oder Parlamentsgemeinde), das Interesse an der Ge-
meindepolitik, die Existenz weiterer Formen der Bürgerbeteiligung sowie 
die Gemeindeexekutive behandelt. 

Insgesamt dürften in der Schweiz rund 93'000 Personen ein politisches 
Amt (Exekutive, Legislative, Kommissionen) auf kommunaler Ebene aus-
üben. Die Berner Gemeinden haben 2017 im Durchschnitt 33 Behörden-
mitglieder und damit etwas weniger als die Schweizer Gemeinden, die im 
Durchschnitt 36 Behördenmitglieder aufweisen (vgl. Tabelle 4). Sowohl im 
Kanton Bern als auch schweizweit wurde die Zahl der Behördenmitglieder 
über die Jahre hinweg reduziert: waren es in den Berner Gemeinden im 
2009 noch durchschnittlich 36 Behördenmitglieder, sank deren Anzahl im 
Jahre 2017 auf die erwähnten 33. Auch schweizweit sank die durchschnitt-
liche Anzahl Behördenmitglieder in der Vergleichsperiode leicht von 38 im 
Jahr 2009 auf 36 im Jahr 2017. 

Tabelle 4: Durchschnittliche Anzahl Behördenmitglieder in den Gemeinden: Vergleich der Berner 
und Schweizer Gemeinden (Mittelwerte; Befragungen 2009, 2017).  

Jahr  Kanton Bern  Schweiz 

     
2009  36  38 

2017  33  36 

     
Differenz 09-17  -3  -2 

     
Fallzahl (98/09/2017)  217/276  1’271/1‘619 

 

Im Milizsystem der Schweiz ist die kommunale Ebene eine Art Grund-
schule für Politikerinnen und Politiker. Zudem misst die Bevölkerung der 
Gemeindeebene eine grosse Bedeutung zu: Rund die Hälfte der Schwei-
zerinnen und Schweizer sind der Ansicht, dass die Gemeinde diejenige 
politische Ebene ist, die den grössten Einfluss auf ihr tägliches Leben aus-
übt (Ladner und Bühlmann 2007: 52).   
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4.1 Gemeindeversammlung und Parlamente 

4.1.1 Gemeindeversammlung oder Gemeindeparlament? 

In diesem Abschnitt wird die Organisationsform der Legislative der Berner 
Gemeinden analysiert. Die grosse Mehrheit der Berner Gemeinden sind 
Versammlungsgemeinden: 328 der politischen Gemeinden im Kanton 
Bern bzw. 93.4 Prozent fallen in diese Kategorie. Lediglich 23 Gemeinden 
sind Parlamentsgemeinden (6.6%; vgl. Tabelle 13). Bei den Gemeinden 
mit bis zu 9'999 Einwohnenden beträgt dieser Anteil sogar 97.3 Prozent. 
Lediglich 9 dieser 23 Gemeindeparlamente finden sich in Gemeinden mit 
weniger als 10'000 Einwohnenden, die anderen 16 befinden sich in den 
Städten. Von den kleineren Städten mit 10'000 bis 19'999 Einwohnerinnen 
und Einwohnern weisen 83.3 Prozent ein Gemeindeparlament auf und le-
diglich 16.7 Prozent eine Gemeindeversammlung. Bei den Städten mit 
mehr als 20‘000 Einwohnerinnen und Einwohner ist das Parlament Stan-
dard. 

Tabelle 13: Gemeindeversammlung oder Gemeindeparlament: Vergleich der Berner Gemeinden 
nach Gemeindegrösse.  

Gemeindegrösse  Gemeindeversammlung  Gemeindeparlament  n 

Einwohnerzahl  
Anzahl 

Gemeinden 
Gemeinden 

in Prozent  
Anzahl 

Gemeinden 
Gemeinden 

in Prozent 
  

bis 9’999  326 97.3  9 2.7  335 

10’000 – 19’999  2 16.7  12 83.3  14 

20’000 und mehr  0 0.0  4 100  4 

         
Alle Gemeinden  328 93.4  23 6.6  351 

 

4.1.2 Beteiligung an der Gemeindeversammlung 

In der Befragung 2017 wurden die Gemeinden gefragt, wie viele Stimm-
berechtigte durchschnittlich an der Gemeindeversammlung teilnehmen. 
Betrachtet man alle antwortenden Berner Gemeinden, ergibt sich ein Mit-
telwert von 68 Stimmberechtigten pro Gemeindeversammlung (Median-
wert von 50 Stimmberechtigten) (vgl. Tabelle 14). Nach Gemeindegrösse 
betrachtet zeigt sich, dass in grösseren Gemeinden durchschnittlich mehr 
Stimmberechtigte an einer Gemeindeversammlung teilnehmen, was an-
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gesichts der höheren Einwohnerzahl nicht erstaunt. So beträgt die durch-
schnittliche Anzahl Stimmberechtigte pro Gemeindeversammlung (Mittel-
wert) in den kleinsten Berner Gemeinden (bis 249 Einwohnende) 46 Per-
sonen, bei den Gemeinden mit 2‘000 bis 4‘999 doppelt so viele (92 Per-
sonen). In den kleineren Städten mit 10‘000 bis 19‘999 Einwohnerinnen 
und Einwohnern nehmen pro Gemeindeversammlung durchschnittlich 
141 Personen teil. Zwischen der Gemeindegrösse und der Anzahl Stimm-
berechtigten pro Gemeindeversammlung besteht denn auch ein signifi-
kanter statistischer Zusammenhang. Prozentual betrachtet nimmt der An-
teil Stimmberechtigter in grösseren Gemeinden jedoch deutlich ab.   

Betrachtet man alle antwortenden Gemeinden, unterscheidet sich die Be-
teiligung an den Gemeindeversammlungen der Berner Gemeinden recht 
deutlich von derjenigen in den Schweizer Gemeinden: Der Mittelwert für 
die Schweizer Gemeinden liegt mit 82 Personen deutlich über dem Wert 
der Berner Gemeinden mit durchschnittlich 68 Stimmberechtigten pro Ge-
meindeversammlung (Median CH: 65 Personen; Median BE: 50 Perso-
nen). 

Tabelle 14: Anzahl Stimmberechtigte an der Gemeindeversammlung: Vergleich der Berner und 
Schweizer Gemeinden nach Gemeindegrösse (Mittelwert und Median; Befragung 2017).  

Gemeindegrösse  Kanton Bern  Schweiz 

         
Einwohnerzahl  Anzahl Mittelwert Median  Anzahl Mittelwert Median 

         
bis 249  27 46 30  98 41 25 

250 – 499  37 61 35  166 69 40 

500 – 999  57 48 45  229 59 48 

1'000 – 1’999  58 60 55  282 65 60 

2'000 – 4’999  65 92 80  304 97 90 

5'000 – 9’999  12 124 108  133 141 130 

10'000 – 19’999  2 141 141  33 160 150 

20'000 – 49’999  -    2 325 325 

50'000 und mehr  -    -   

         
Alle Gemeinden  258 68 50  1247 82 65 

         
Pearson-R   0.44**    0.48**  

Bemerkung: Berechnung Pearson-R: unabhängige Variable = Einwohnerzahl; abhängige Variable = 
Anzahl Stimmberechtigte an Gemeindeversammlung. **: Der Zusammenhang ist auf 
dem Niveau 0.01 signifikant. BE: nmin = 2, nmax = 258; CH: nmin = 2, nmax = 1’247. 
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4.1.3 Grösse der Gemeindeparlamente 

Im Weiteren wird der Frage nach der Grösse der Gemeindeparlamente 
und dem Frauenanteil nachgegangen (vgl. Tabelle 15). Insgesamt gibt es 
23 Parlamentsgemeinden mit durchschnittlich 40 Mitgliedern. Davon sind 
32.4 Prozent Frauen. Nach Grössenkategorie aufgeteilt zeigt sich, dass 
die Gemeinden mit bis 9'999 Einwohnenden durchschnittlich über die 
kleinsten Parlamente verfügen (35 Mitglieder). Auch in den kleinen Städ-
ten mit 10'000 bis 19'999 Einwohnerinnen und Einwohnern sind die Par-
lamente mit durchschnittlich 38 Mitgliedern kleiner sind als in den Städten 
mit mehr als 20'000 Einwohnerinnen und Einwohnern, deren Parlamente 
im Schnitt 55 Mitglieder zählen. Am höchsten ist der Frauenanteil in den 
grösseren Städten (20'000 und mehr Einwohnende) mit fast zwei Fünftel 
(38.6%). Danach folgen die Gemeinden mit bis 9'999 Einwohnerinnen und 
Einwohnern mit einem Frauenanteil von 31.6 Prozent und die kleineren 
Städte (10'000-19'999 Einwohnende) mit einem solchen von 29.4 Prozent.  

Die Unterschiede gegenüber allen Schweizer Parlamentsgemeinden sind 
klein. Im Durchschnitt sind die Schweizer Gemeindeparlamente mit 36 Mit-
gliedern kleiner als die Berner Gemeindeparlamente mit 40 Mitgliedern. 
Der Frauenanteil fällt in den Berner Gemeindeparlamenten mit 32.4 Pro-
zent etwas höher aus als in den Schweizer Gemeindeparlamenten mit 
29.6 Prozent.  

Tabelle 15: Grösse der Gemeindeparlamente und Frauenanteil: Vergleich der Berner und Schweizer 
Gemeinden: Vergleich nach Gemeindegrösse (Mittelwert; Befragung 2017).  

Gemeindegrösse  Kanton Bern  Schweiz 

Einwohnerzahl  
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bis 9’999  9 35 11 31.6  236 33 10 28.9 

10’000 – 19’999  10 38 11 29.4  46 43 13 30.1 

20’000 und mehr  4 55 21 38.6  35 50 16 32.2 

           
alle Gemeinden  23 40 13 32.4  317 36 11 29.6 

Bemerkung: Bei den Parlamentsmitgliedern und der Anzahl Frauen wurden die gerundeten Mittel-
werte ausgewiesen. Die Prozentzahlen beziehen sich auf die ungerundeten Zahlen. 
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4.1.4 Probleme der Gemeindeparlamente 

Im Rahmen der Befragung 2017 wurden die Stadtschreiberinnen und 
Stadtschreiber nach den Problemen der Gemeindeparlamente befragt 
(vgl. Tabelle 16).  

Das Hauptproblem der Berner Gemeindeparlamente betrifft die Rücktritte: 
Drei von fünf Berner Gemeinden bzw. Städte (59.1%) konstatieren Prob-
leme bei zu vielen Rücktritten während der Legislatur. Je rund ein Fünftel 
der Gemeinden bzw. Städte beklagen die sachliche Überforderung vieler 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier (18.2%) und die Schwierigkeiten, 
genügend Kandidierende für das Parlament zu finden (ebenfalls 18.2%). 
Weniger als eine von zehn Gemeinden stimmt den Aussagen zu, dass es 
zu einer unnötigen Politisierung der lokalen Politik komme (9.1%), dass 
viele Gewählte nur eine Legislatur blieben (9.1%) und dass das Parlament 
die Exekutive nur ungenügend kontrollieren könne (9.1%).  

Bei der Frage nach den Problemen der Gemeindeparlamente ergeben 
sich einige markante Unterschiede zwischen den Berner und allen 
Schweizer Gemeinden. Während drei von fünf Berner Parlamentsgemein-
den über zu viele Rücktritte während der Legislatur klagen (59.1%), be-
trägt dieser Anteil bei den Schweizer Gemeinden nur 37.1 Prozent, was 
einer Differenz von 22 Prozentpunkten entspricht. Deutlich weniger prob-
lematisch als in den Schweizer Vergleichsgemeinden scheint in den Ber-
ner Gemeinden hingegen die Suche nach genügend Kandidatinnen und 
Kandidaten (Differenz von -18.6 Prozentpunkte). Auch die Problematik, 
dass Gewählte nur eine Legislatur bleiben, scheint in den Berner Gemein-
den deutlich weniger verbreitet zu sein als schweizweit (Differenz von -
18.1 Prozentpunkten).  
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Tabelle 16: Probleme der Gemeindeparlamente: Vergleich Berner und Schweizer Gemeinden (An-
gaben in Prozent; Befragung 2017) 

Probleme Gemeindeparlamente  (Ja-Anteil in %) 

   
  BE  CH  

Ver-
gleich 

       
es gibt zu viele Rücktritte während der Legislatur  59.1  37.1  22.0 

viele Parlamentarier/-innen sind sachlich überfordert  18.2  18.5  -0.3 

es ist schwierig, genügend Kandidierende zu finden  18.2  36.8  -18.6 

es kommt zu einer unnötigen Politisierung der lokalen Politik  9.1  17.1  -8.0 

viele der Gewählten bleiben nur eine Legislatur  9.1  27.2  -18.1 

das Parlament kann die Exekutive nur ungenügend kontrollieren  9.1  8.4  0.7 

       

Betroffenheit der Probleme  20.5  24.2  -3.7 

Bemerkung: Fallzahlen: BE: nmin = 22, nmax = 22; CH: nmin = 321, nmax = 326. 

 

4.2 Direkte Demokratie und weitere Formen der Bürgerbeteiligung 

4.2.1 Interesse an der Gemeindepolitik 

Im Rahmen der Gemeindebefragung 2017 wurden die Gemeinden nach 
einer Einschätzung zum Interesse der Bürgerinnen und Bürger an der Ge-
meindepolitik gefragt. Tabelle 17 zeigt die Resultate für die Berner und 
Schweizer Gemeinden nach Gemeindegrösse. Im Durchschnitt weisen 
die Berner Gemeinden einen Wert von 4.1 aus, was auf einer Skala von 1 
(=sehr geringes Interesse) bis 7 (=sehr grosses Interesse) einem mittel-
grossen Interesse an der Gemeindepolitik entspricht. 

Es ist kein linearer Zusammenhang zwischen der Gemeindegrösse und 
dem Interesse der Bevölkerung an der Lokalpolitik zu erkennen. So wird 
das politische Interesse der Bevölkerung einerseits in den mittelgrossen 
und kleinen Städten (Einwohnerzahlen von 20’000-49'000 und 10'000 bis 
19'999) überdurchschnittlich hoch eingeschätzt (Werte von 5.5 bzw. 4.3). 
Andererseits erzielen auch die kleinen Gemeinden mit bis zu 249 Einwoh-
nenden (4.7) und mit zwischen 500 und 999 Einwohnenden (4.2) Werte 
über den Kantonsschnitt. Am tiefsten liegt das Interesse der Bevölkerung 
an der Gemeindepolitik gemäss dieser Einschätzung in den grossen Städ-
ten (50'000 Einwohnende; Wert von 3.5), in den mittelgrossen Gemeinden 
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mit 2'000 bis 4'999 Einwohnenden (3.8) und in kleinen Gemeinden mit 250 
bis 499 Einwohnerinnen und Einwohnern (3.9).  

Der Berner Durchschnitt liegt auf genau gleichem Niveau wie derjenige 
der Schweizer Gemeinden (beide 4.1). 

 

Tabelle 17: Interesse der Bevölkerung an der Gemeindepolitik: Vergleich der Berner und Schweizer 
Gemeinden nach Gemeindegrösse (Mittelwerte; Befragung 2017).  

Gemeindegrösse  Anzahl  
Gemeinden 

 Interesse der Bevölkerung an der Gemeindepolitik 

      Einwohnerzahl  BE/CH  Kanton Bern Schweiz 

      
bis 249  27/113  4.7 4.4 

250 – 499  36/190  3.9 4.2 

500 – 999  63/319  4.2 4.2 

1'000 – 1’999  59/396  4.1 4.2 

2'000 – 4’999  77/442  3.8 4.0 

5'000 – 9’999  18/193  4.1 4.0 

10'000 – 19’999  12/84  4.3 4.1 

20'000 – 49‘999  2/32  5.5 4.4 

50‘000 und mehr  2/6  3.5 4.7 

      
Alle Gemeinden  296/1’775  4.1 4.1 

       
Pearson-R    0.02 0.03 

Bemerkung: Einschätzung auf einer Skala von 1 („sehr geringes Interesse “) bis 7 („sehr grosses 
Interesse“). Berechnung Pearson-R: unabhängige Variable = Einwohnerzahl; abhängige 
Variable = Interesse an der Gemeindepolitik. 

4.2.2 Formen der Bürgerbeteiligung 

Nebst Wahlen, der Gemeindeversammlung oder Urnenabstimmungen 
können die Bürgerinnen und Bürger auch über andere (informelle) Kanäle 
versuchen, ihre Anliegen durchzusetzen oder zumindest darauf aufmerk-
sam zu machen.  

In den letzten Jahren wurden bewusst neue Instrumente geschaffen (bei-
spielsweise partizipative Planung und Zukunftswerkstätten), um die Be-
völkerung stärker in Planungs- und Entscheidungsprozesse der Ge-
meinde einzubinden und so breit abgestützte und bürgernahe Lösungen 
zu finden. 



38 

Von den Beteiligungsmöglichkeiten, welche die Berner Gemeinden von 
sich aus anbieten, sind Infoabende am stärksten verbreitet: diese werden 
von der grossen Mehrheit der Gemeinden (96.6%) durchgeführt und ha-
ben sich damit praktisch zum Standard entwickelt. Mehr als die Hälfte der 
Gemeinden führt Bevölkerungsbefragungen durch (57.6%), zwei von fünf 
Gemeinden runde Tische (39.3%). Partizipative Planung findet immerhin 
in mehr als einem Viertel der Gemeinden statt (27.4%), Zukunftswerkstät-
ten werden in gut einem Fünftel der Gemeinden durchgeführt (21.4%). 
Wenig verbreitet ist die Mediation, die nicht mal in jeder zehnten Ge-
meinde vorkommt (7.1%). Während Infoabende und Bevölkerungsbefra-
gungen bei kleineren und grösseren Gemeinden und auch in den Städten 
verbreitet sind, sind Bürgerbeteiligungsformen wie der runde Tisch, Zu-
kunftswerkstätten und partizipative Planung in grösseren Gemeinden und 
Städten häufiger (vgl. Tabelle 18). 

Tabelle 18: Nutzung von Formen der Bürgerbeteiligung in den Gemeinden: Vergleich der Berner Ge-
meinden nach Gemeindegrösse (Befragung 2017). 

Gemeindegrösse  Anteil der Gemeinden, in denen Beteiligungsmöglichkeit genutzt wurde (in %) 

Einwohnerzahl  

Mediation 
runder 
Tisch Infoanlässe 

Zukunfts-
werkstätte 

partizipa-
tive 

Planung 

Bevölke-
rungs- 

befragung 
        
bis 249  0.0 18.5 77.8 11.1 14.8 40.7 

250 – 499  14.3 22.9 91.9 11.4 5.7 75.7 

500 – 999  6.3 27.0 98.4 7.9 17.7 60.7 

1'000 – 1’999  8.6 31.0 100.0 24.6 28.1 56.9 

2'000 – 4’999  5.2 55.8 100.0 27.3 39.0 51.9 

5'000 – 9’999  11.1 63.2 100.0 31.6 21.1 57.9 

10'000 – 19’999  8.3 83.3 100.0 58.3 90.9 58.3 

20'000 – 49‘999  0.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 

50‘000 und mehr  0.0 50.0 100.0 50.0 50.0 50.0 

        
alle Gemeinden  7.1 39.3 96.6 21.4 27.4 57.6 

Fallzahlen: nmin = 2, nmax = 295. 

Abbildung 4 zeigt die Nutzung verschiedener Formen der Bürgerbeteili-
gung der Berner Gemeinden im Vergleich mit der Gesamtschweiz. Wäh-
rend Bevölkerungsbefragungen, Infoanlässe und runde Tische in den Ber-
ner Gemeinden etwas stärker verbreitet sind als im Schweizer Durch-
schnitt, werden Zukunftswerkstätten und Mediation in den Schweizer Ge-
meinden häufiger durchgeführt. Bei der partizipativen Planung liegen 
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beide Gruppen auf gleichen Niveau. Die grösste Differenz ergibt sich bei 
der Mediation (BE: 7.1%; CH: 14.0%).  

Abbildung 4: Prozentuale Nutzung von Formen der Bürgerbeteiligung in den Gemeinden: Vergleich 
der Berner und Schweizer Gemeinden (Mittelwerte; Befragung 2017). 

 
Bemerkung: * Fallzahlen: BE: nmin = 292, nmax = 295; CH: nmin = 1732, nmax = 1'761. 

4.3 Gemeindeexekutive 

4.3.1 Grösse der Exekutiven 

Im Durchschnitt zählen die Gemeindeexekutiven im Kanton Bern 6.2 Sitze 
(Mittelwert; vgl. Tabelle 19). 50.4 Prozent der Gemeinden haben eine Exe-
kutive mit sieben Sitzen, was auch dem Medianwert für den Kanton ent-
spricht. 41.3 Prozent der Gemeindeexekutiven zählen fünf Sitze, 4.3 Pro-
zent neun Sitze und 1.7 Prozent sechs Sitze. 

Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden sind die Gemeindeexekutiven 
im Kanton Bern etwas grösser: im Durchschnitt weisen die Berner Ge-
meinden 6.2 Exekutivsitze auf, die Schweizer Gemeinden 5.8. Deutlicher 
präsentiert sich der Unterschied bei der Betrachtung des Medianwerts: 
dieser beträgt in den Gemeinden im Kanton Bern 7 Sitze, schweizweit hin-
gegen nur 5 Sitze.  
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Tabelle 19: Grösse der Gemeindeexekutiven: Vergleich der Berner und Schweizer Gemeinden 
(2017).  

Exekutivgrösse  Kanton Bern  Schweiz 

  Anzahl  
Gemeinden 

in %  
Anzahl  

Gemeinden 
in % 

3 Sitze  1 0.3  68 3.8 

4 Sitze  3 0.9  6 0.3 

5 Sitze  145 41.3  1‘012 56.9 

6 Sitze  6 1.7  26 1.5 

7 Sitze  177 50.4  570 32.1 

8 Sitze  1 0.3  5 0.3 

9 Sitze  15 4.3  74 4.2 

10 und mehr Sitze  3 0.9  16 0.9 

       
Mittelwert  6.2   5.8  

       
Median  7.0   5.0  

       
Fallzahlen  351   1‘777  

Bemerkung: Quelle: Befragung 2017 und ergänzende Erhebung für den Kanton Bern. 

Wie in anderen politischen Institutionen sind die Frauen in den Gemein-
deexekutiven untervertreten. Nur rund jedes vierte Exekutivmitglied ist 
weiblich. Der Frauenanteil in den Berner Gemeindeexekutiven beträgt 
durchschnittlich 26.2 Prozent (Mittelwert; vgl. Tabelle 20). Vergleicht man 
mit der Gesamtschweiz (24.5%), liegt der Frauenanteil in den Berner Ge-
meindeexekutiven leicht höher. In gut jeder zehnten Berner Gemeinde 
(11.1%) hat gar keine Frau ein Exekutivamt inne. In einem Drittel der Ge-
meinden (35%) beträgt der Frauenanteil zwischen 1 und 20 Prozent, in 
zwei von fünf Gemeinden (40.4%) zwischen 21 und 40 Prozent. 12.5 Pro-
zent der Berner Gemeinden weisen einen Frauenanteil von 41 bis 60 Pro-
zent auf, lediglich 1 Prozent einen solchen zwischen 61 und 100 Prozent.  
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Tabelle 20: Frauenanteil in der Gemeindeexekutive: Vergleich der Berner und Schweizer Gemein-
den (Befragung 20017).  

Frauenanteil  Kanton Bern  Schweiz 

in %  Anzahl  
Gemeinden 

in %  
Anzahl  

Gemeinden 
in % 

0  33 11.1  277 15.6 

1 – 20   104 35.0  716 40.3 

21 – 40   120 40.4  588 33.1 

41 – 60  37 12.5  173 9.8 

61 – 80   2 0.7  16 0.9 

81 – 100   1 0.3  5 0.3 

       
Alle Gemeinden  297 100.0  1‘775 100.0 

       
Mittelwert   26.2   24.5 

Median   28.6   20.0 
 

4.3.2 Professionalisierungsgrad der Gemeindeexekutiven 

Die Berner Exekutivmitglieder sind grossmehrheitlich ehrenamtlich tätig 
(86.2%; vgl. Tabelle 21). 12.5 Prozent haben teilamtliche, 1.3 Prozent voll-
amtliche Mandate inne. Ehrenamtliche Tätigkeit bedeutet, dass die Exe-
kutivmitglieder lediglich eine jährliche Pauschale erhalten. Bei einer teil-
amtlichen Anstellung erhält das Exekutivmitglied den Lohn für eine feste 
Anzahl Stellenprozente, der jedoch weniger als 100 Prozent entspricht. 

Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden ist der Anteil ehrenamtlicher 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäte im Kanton Bern deutlich höher (BE: 
86.2%; CH: 72.6%; dies entspricht einer Differenz von +13.6 Prozentpunk-
ten), dafür sind weniger Exekutivmitglieder teilamtlich angestellt (BE: 
12.5%; CH: 25%; d.h. die Differenz beträgt -12.5 Prozentpunkte). 

Im Vergleich zu den Befragungen 2005 und 2009 hat die teilamtliche An-
stellung der Exekutivmitglieder im Kanton Bern zugenommen. Dies auf 
Kosten der ehrenamtlichen Ausübung, wenngleich diese noch immer die 
mit Abstand wichtigste Form der Amtsausübung darstellt. Derselbe Trend 
zeigt sich bei den Schweizer Gemeinden: Hier ist der Anteil der ehrenamt-
lichen Exekutivsitze seit 2009 von 81.5 auf 72.6 Prozent gesunken. 
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Tabelle 21: Anstellung der Exekutivmitglieder: Vergleich der Berner und Schweizer Gemeinden (An-
gaben in Prozent; Befragungen 2017, 2009 und 2005).  

 Anstellung  2017  2009  2005  

   Bern Schweiz  Bern Schweiz  Bern Schweiz  

           
ehrenamtlich  86.2 72.6  94.5 81.5  93.9 81.5  

teilamtlich  12.5 25.0  4.3 16.3  5.1 16.7  

vollamtlich  1.3 2.4  1.2 2.2  1.0 1.8  

           
Anzahl Sitze  1’816 10'088  1’456 8’171  2’203 12’180  

Bemerkung: Ehrenamtliche Tätigkeit bedeutet, dass die Exekutivmitglieder lediglich eine jährliche 
Pauschale erhalten. Die Pauschale kann jedoch teilweise so gestaltet sein, dass sie in 
ihrer Höhe einer Teil- oder gar Vollzeitstelle entspricht. Bei einer teilzeitlichen Anstellung 
erhält das Exekutivmitglied den Lohn für eine feste Anzahl Stellenprozente.  

Wenig überraschend ist, dass die Ehrenamtlichkeit mit zunehmender Ge-
meindegrösse an Bedeutung verliert (vgl. Tabelle 22). So beträgt der An-
teil der ehrenamtlichen Exekutivsitze in den Gemeinden der Kategorien 
mit weniger als 2‘000 Einwohnerinnen und Einwohnern jeweils mehr als 
95 Prozent. Dieser Anteil sinkt danach kontinuierlich mit zunehmender 
Einwohnerzahl. Bei Gemeinden bzw. Städten mit 5‘000 bis 19‘999 Ein-
wohnenden sind noch gut die Hälfte der Exekutivmitglieder ehrenamtlich 
tätig. In den Städten mit 20‘000 und mehr Einwohnenden gibt es keine 
ehrenamtlichen Exekutivmitglieder; bei den mittelgrossen Städten mit 
20‘000 bis 49‘999 Einwohnerinnen und Einwohnern sind diese grossmehr-
heitlich teilamtlich tätig (90%), bei den grossen Städten mit 50‘000 und 
mehr Einwohnenden sind alle Exekutivmitglieder vollamtlich beschäftigt 
(100%). Vereinzelte vollamtliche Exekutivmitglieder finden sich in den Ber-
ner Gemeinden ansonsten erst ab einer Einwohnerzahl von 5‘000 Perso-
nen.  
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Tabelle 22: Anstellung der Exekutivmitglieder: Vergleich der Berner und Schweizer Gemeinden nach 
Gemeindegrösse (Angaben in Prozent; Befragung 2017).  

Gemeindegrösse  Kanton Bern  Schweiz 

Einwohnerzahl  
ehrenamt-

lich 
teilamtlich vollamtlich  

ehrenamt-
lich 

teilamtlich vollamtlich 

         
bis 249  96.8 3.2 0.0  86.5 13.3 0.2 

250 – 499  97.4 2.6 0.0  84.4 15.1 0.5 

500 – 999  99.7 0.3 0.0  83.9 15.7 0.4 

1'000 – 1’999  95.4 4.6 0.0  79.9 19.5 0.6 

2'000 – 4’999  80.8 19.2 0.0  71.0 26.8 2.2 

5'000 – 9’999  53.8 45.5 0.7  59.1 37.5 3.4 

10'000 – 19’999  51.2 35.4 13.4  41.6 50.4 8.0 

20'000 – 49’999  0.0 90.0 10.0  16.6 67.4 16.0 

50'000 und mehr  0.0 0.0 100.0  0.0 0.0 100.0 
         
alle Gemeinden  86.2 12.5 1.3  72.6 25.0 2.4 

Bemerkung: Ehrenamtliche Tätigkeit bedeutet, dass die Exekutivmitglieder lediglich eine jährliche 
Pauschale erhalten. Die Pauschale kann teilweise so gestaltet sein, dass sie in ihrer 
Höhe einer Teilzeitstelle entspricht. Bei einer teilzeitlichen Anstellung erhält das Exeku-
tivmitglied den Lohn für eine feste Anzahl Stellenprozente. BE: nmin = 10, nmax = 1‘816; 
CH: nmin = 36, nmax = 10’088. 

4.3.3 Entschädigung der Gemeindeexekutiven 

Die Berner Gemeinden geben jährlich im Durchschnitt rund CHF 96'500 
für die Entschädigung ihrer Exekutiven aus (vgl. Tabelle 23). Der Medien-
wert liegt bei CHF 50‘000, d.h. die Hälfte der Berner Gemeinden wendet 
mehr und die Hälfte weniger als diesen Betrag für ihre Exekutive auf. Der 
Betrag beinhaltet Pauschalabgeltungen, allfällige Lohnkosten, Sitzungs-
gelder und Spesen. 

In fast der Hälfte der Berner Gemeinden fallen für die Entschädigung der 
Exekutiven jährliche Kosten von weniger als CHF 50‘000 an (47.3%). Gut 
ein Viertel der Gemeinden wendet jährlich zwischen CHF 50‘000 und 
99‘999 auf. Lediglich in einer von zehn Gemeinden bzw. sind die Kosten 
höher als CHF 200'000.  

Das generelle Entschädigungsniveau im Kanton Bern liegt deutlich unter 
demjenigen der Schweizer Gemeinden insgesamt. Schweizweit liegt die 
Entschädigung mit einem Mittelwert von rund CHF 138'000 und einem 
Medianwert von 90'000 deutlich über den entsprechenden Berner Werten. 
Der Anteil der Schweizer Gemeinden, die weniger als CHF 50'000 für ihre 
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Exekutive aufwenden, liegt bei etwas mehr als einem Viertel (26.4%; ge-
genüber 47.3% in den Berner Gemeinden).  

Tabelle 23: Jährliche Entschädigung für die gesamte Exekutive: Vergleich der Berner und Schweizer 
Gemeinden (Befragung 2017).  

Entschädigung CHF/Jahr  Bern 2017  Schweiz 2017 

  
Anzahl 

Gemeinden 
in %  

Anzahl 
Gemeinden 

in %  

- 49'999  124 47.3  421 26.4 

50'000 - 99'999  68 26.0  441 27.6 

100'000 - 149'999  32 12.2  233 14.6 

150'000 - 199'999  12 4.6  159 10.0 

200'000 - 299'999  7 2.7  170 10.7 

300'000 - 399'999  10 3.8  81 5.1 

400'000 - 499'999  4 1.5  42 2.6 

500'000 -   5 1.9  48 3.0 

       
Fallzahlen  262 100.0  1’595 100.0 

       
Mittelwert  96’585   138’056  

Median  50’000   90’000  

Bemerkung: Jährliche Entschädigung inklusive Sitzungsgelder und Spesen. 

Wie Tabelle 24 zeigt, liegt zwischen der Gemeindegrösse und der Höhe 
der jährlichen Entschädigung für die Exekutive ein relativ starker, positiver 
und signifikanter Zusammenhang vor (Persons-R beträgt 0.83** und ist 
auf dem 1%-Niveau signifikant), was nicht erstaunt. 

Es ergeben sich einige Unterschiede zwischen den Entschädigungsni-
veaus der Berner und Schweizer Gemeinden nach Gemeindegrösse: Bis 
zu einer Einwohnerzahl von 9‘999 liegen diese in den Schweizer Gemein-
den teilweise deutlich höher als in den Berner Gemeinden. So beträgt die 
jährliche Entschädigung für die Gesamtexekutive bei den Berner Gemein-
den mit 500 bis 999 Einwohnenden CHF 32'000, bei den Schweizer Ver-
gleichsgemeinden liegt dieser Medianwert bei CHF 50'000. Bei den Städ-
ten hingegen ist das Bild durchzogener: Insbesondere bei den kleinen 
Städten lässt sich keine generelle Aussage machen, da der Mittelwert bei 
den Berner Gemeinden, der Median hingegen bei den Schweizer Gemein-
den höher ausfällt. Einzig bei den mittelgrossen Städten (20‘000 bis 
49‘999 Einwohnerinnen und Einwohner) wird für die Exekutiven im Kanton 
Bern ein deutlich höherer Betrag aufgewendet als im Schweizer Vergleich 
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(BE: CHF 934'750; CH: CHF 607'500). Bei den grossen Städten (Einwoh-
nerzahl von 50‘000 und mehr) kehrt sich das Blatt wiederum und die 
Schweizer Vergleichsstädten liegen mit den Entschädigungen für die Exe-
kutive höher als die Berner Städte (BE: CHF 1'215’000; CH: CHF 
1'330’000). 

Tabelle 24: Jährliche Entschädigung für die gesamte Exekutive: Vergleich der Berner und Schweizer 
Gemeinden nach Gemeindegrösse (Mittelwert und Median in CHF; Befragung 2017).  

 Gemeindegrösse  Kanton Bern  Schweiz 

 Einwohnerzahl  Mittelwert Median  Mittelwert Median 

       
bis 249  11’311 10’000  18‘504 12‘612 

250 – 499  19’919 18’000  37‘074 30‘000 

500 – 999  33’477 32’000  58‘604 50‘000 

1'000 – 1’999  55’636 50’000  90‘560 84‘500 

2'000 – 4’999  100’205 98’807  146‘043 130‘000 

5'000 – 9’999  205’029 195’000  258‘110 235‘000 

10'000 – 19’999  408’354 377’500  403‘518 381‘500 

20'000 – 49’999  934’750 934’750  562‘173 607‘500 

50'000 und mehr  1'215’000 1'215’000  1‘590‘041 1‘330‘000 

       
Alle Gemeinden  96’585 50’000  138’056 90’000 

       
Pearson-R  0.83**   0.72**  

Bemerkung: Jährliche Entschädigung inklusive Sitzungsgelder und Spesen. Berechnung Pearson-R: 
unabhängige Variable = Einwohnerzahl; abhängige Variable = Jährliche Entschädigung 
für die gesamte Exekutive. **: Der Zusammenhang ist auf dem Niveau 0.01 signifikant. 
BE: nmin = 2, nmax = 262; CH: nmin = 5, nmax = 1’595. 

Die oben beschriebenen Unterschiede bei den Entschädigungen für die 
Exekutive zwischen Berner und Schweizer Gemeinden sind auch in Ab-
bildung 5 erkennbar. Die Abbildung stellt – anders als Tabelle 24, welche 
die jährliche Entschädigung für die gesamte Exekutive zeigt – die jährliche 
Entschädigung pro Exekutivsitz dar, d.h. die Gesamtentschädigung für die 
Gemeindeexekutive wurde durch die Anzahl Exekutivsitze geteilt. Über 
alle Gemeinden hinweg betrachtet resultiert im Kanton Bern mit CHF 
15‘314 ein deutlich geringerer Entschädigungsbetrag pro Exekutivsitz als 
in den Schweizer Gemeinden mit CHF 23‘843. 

Betrachtet man die jährliche Entschädigung pro Exekutivsitz, so ist diese 
in Gemeinden und Städten mit weniger als 20'000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern im Kanton Bern geringer als der schweizerische Durchschnitt. 
Beispielsweise bei den Gemeinden mit einer Einwohnerzahl von 1'000 bis 
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1'999 beträgt der Wert in den Berner Gemeinden CHF 8'976, in allen 
Schweizer Gemeinden CHF 16'402. Lediglich bei den mittelgrossen Städ-
ten mit 20‘000 bis 49‘999 Einwohnenden fällt die Entschädigung pro Exe-
kutivsitz im Kanton Bern höher aus als bei den Schweizer Vergleichsstäd-
ten.  

Abbildung 5: Jährliche Entschädigung pro Exekutivsitz: Vergleich der Berner und Schweizer Gemein-
den nach Gemeindegrösse (Mittelwerte in CHF; Befragung 2017). 

 
Bemerkung: Jährliche Entschädigung inklusive Sitzungsgelder und Spesen. Berechnung Pearson-R: 

unabhängige Variable = Einwohnerzahl; abhängige Variable = Jährliche Entschädigung 
pro Exekutivsitz. **: Der Zusammenhang ist auf dem Niveau 0.01 signifikant. Fallzahlen: 
BE: nmin = 2, nmax = 261; CH: nmin = 5, nmax = 1’591. 
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Ab einer Einwohnerzahl von 50‘000 ändern sich die Verhältnisse wiede-
rum und in den Schweizer Vergleichsstädten steht ein höherer Betrag pro 
Exekutivsitz zur Verfügung als in den Berner Städten (BE: CHF 243'000; 
CH: CHF 252'063). 

4.3.4 Rekrutierung von Exekutivmitgliedern 

Ein beachtlicher Anteil der Berner Gemeinden bekundet Schwierigkeiten 
bei der Rekrutierung von qualifizierten Kandidatinnen und Kandidaten für 
vakante Sitze in der Exekutiven (vgl. Tabelle 25). 45.4 Prozent schätzen 
die Suche als „schwierig“ ein, 6.4 Prozent gar als „sehr schwierig“. 29 Pro-
zent der Gemeinden empfindet die Kandidierendensuche als weder leicht 
noch schwierig. Weniger als ein Fünftel der Berner Gemeinden (19.2%) 
hat es bei der Suche nach potenziellen Exekutivmitgliedern „leicht“ bis 
„sehr leicht“.  

Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden ist der Anteil der Gemeinden 
mit Schwierigkeiten bei der Suche geeigneter Kandidatinnen und Kandi-
daten für vakante Sitze in der Gemeindeexekutive leicht erhöht: bei den 
Berner Gemeinden sind dies mit 51.8 Prozent etwas mehr als die Hälfte, 
schweizweit mit 49.4 Prozent knapp die Hälfte (Zusammenzug der Ant-
wortkategorien „schwierig“ und „sehr schwierig“.  

Tabelle 25: Schwierigkeit, qualifizierte Kandidaten/-innen für vakante Sitz in der Exekutive zu finden: 
Vergleich der Berner und Schweizer Gemeinden (Befragung 2017).  

Schwierigkeit, Kandidaten für 
vakante Exekutivsitze zu finden  

 Kanton Bern  Schweiz 

  Anz. Gem. in %  Anz. Gem. in % 

       
1: sehr leicht  6 2.0  39 2.2 

2: leicht  51 17.2  282 15.9 

3: weder noch  86 29.0  575 32.5 

4: schwierig  135 45.4  713 40.2 

5: sehr schwierig  19 6.4  163 9.2 

       
Fallzahlen  297 100.0  1’772 100.0 

 

Abbildung 6 zeigt die Rekrutierungsschwierigkeiten nach Gemeinde-
grösse. Der höchste Anteil an Gemeinden, welche die Suche nach geeig-
neten Kandidatinnen und Kandidaten als „schwierig“ bis „sehr schwierig“ 
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einschätzen, findet sich bei den kleinen Gemeinden mit 250 bis 499 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern (62.1%) sowie bei denjenigen mit 1'000 bis 
1'999 Einwohnern (ebenfalls 62.1%). Danach folgen die grösseren Ge-
meinden mit 5‘000 bis 9‘999 Einwohnenden (57.9%). Deutlich entspannter 
ist die Suche nach geeigneten Kandidierenden für die Exekutive in den 
Städten. 

Abbildung 6: Schwierigkeit, qualifizierte Kandidaten/-innen für vakante Sitz in der Exekutive zu finden: 
Vergleich der Berner Gemeinden nach Gemeindegrösse (Angaben in Prozent; Befra-
gung 2017). 

 
Fallzahlen: nmin = 2, nmax = 297. 
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5 Die Gemeindeverwaltung 

5.1 Personalbestand in den Verwaltungen im engeren Sinne 

In der Kernverwaltung3 einer durchschnittlichen Berner Gemeinde arbei-
ten 5 Personen (Medianwert; vgl. Tabelle 26). Auf Grund der hohen An-
zahl Verwaltungsangestellter in grösseren Gemeinden und Städten liegt 
der Mittelwert deutlich über dem Medianwert – nämlich bei rund 35 Mitar-
beitenden. Die durchschnittliche Schweizer Gemeindeverwaltung ist – be-
trachtet man den Medianwert – genau gleich gross wie diejenigen im Kan-
ton Bern, zählt die Kernverwaltung doch ebenfalls durchschnittlich 5 Per-
sonen. Der Mittelwert liegt demgegenüber bei den Schweizer Gemeinden 
höher als bei den Berner Gemeinden, nämlich bei 43.5 Personen (34.6 in 
den Berner Gemeinden). 

In jeder zweiten Berner Gemeinde (49.8%) hat die Verwaltung im engeren 
Sinne (Kernverwaltung) also weniger als 5 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Schweizweit liegt dieser Wert bei 46.4 Prozent. Lediglich 4.2 Prozent 
der Berner Gemeinden haben eine Kernverwaltung, die mehr als 100 An-
gestellte zählt; schweizweit sind es 6.6 Prozent.  

Tabelle 26: Anzahl Angestellte der Gemeindeverwaltung im engeren Sinne: Vergleich der Berner und 
Schweizer Gemeinden (Befragung 2017).  

Kommunale Verwaltung im  
engeren Sinne  

 Kanton Bern  Schweiz 

Anzahl Angestellte  
Anzahl  

Gemeinden 
in %  

Anzahl  
Gemeinden 

in % 

       
weniger als 5  143 49.8  781 46.4 

5 – 9   71 24.7  357 21.2 

10 – 19  25 8.7  189 11.2 

20 – 49   22 7.7  165 9.8 

50 – 99   14 4.9  81 4.8 

100 und mehr  12 4.2  110 6.6 

       
Alle Gemeinden  287 100.0  1’683 100.0 

       
Mittelwert  34.6   43.5  

Median  5.0   5.0  

 

                                      
3 Ohne kommunale öffentlich-rechtliche Anstalten / Organisationen und ohne Bildungswesen. 
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In Vollzeitäquivalenten ausgedrückt kommt die durchschnittliche Berner 
Gemeinde auf einen Wert von 3.2 (Medianwert; vgl. Tabelle 27). Gut ein 
Drittel der Berner Gemeindeverwaltungen (34.6%) besteht aus maximal 2 
Vollzeitäquivalentstellen (13.2% der antwortenden Berner Gemeinden 
verfügen über weniger als 1.1 Vollzeitäquivalente in der Kernverwaltung, 
21.4% beschäftigen zwischen 1.1 und 2 Vollzeitäquivalenten). 13.5 Pro-
zent der Berner Gemeinden weisen mehr als 20 Vollzeitäquivalente auf. 

Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden verfügen die Gemeinden im 
Kanton Bern über kleinere Kernverwaltungen. So hat die durchschnittliche 
Berner Gemeinde leicht weniger Vollzeitäquivalente zur Verfügung als 
dies im schweizweiten Vergleich der Fall ist (3.2 vs. 3.7). Kernverwaltun-
gen mit drei oder weniger Vollzeitstellen hat knapp die Hälfte der Berner 
Gemeinden (48.8%), schweizweit sind es 44.6 Prozent. 

Tabelle 27: Anzahl Vollzeitäquivalente in der Gemeindeverwaltung im engeren Sinne: Vergleich der 
Berner und Schweizer Gemeinden (Befragung 2017).  

Kommunale Verwaltung im  
engeren Sinne  

 Kanton Bern  Schweiz 

Anzahl Vollzeitäquivalente  
Anzahl  

Gemeinden 
in %  

Anzahl  
Gemeinden 

in % 

       
bis 1.0  37 13.2  237 14.3 

1.1 – 2.0  60 21.4  302 18.2 

2.1 – 3.0   40 14.2  200 12.1 

3.1 – 5.0   41 14.6  248 15.0 

5.1 – 10.0  45 16.0  299 13.8 

10.1 – 20.0  20 7.1  169 10.2 

mehr als 20  38 13.5  271 16.4 

       
alle Gemeinden  281   1‘656 100.0 

       
Mittelwert  27.6   31.2  

Median  3.2   3.7  

 

Die Grösse der Kernverwaltung ist an die Einwohnerzahl gebunden. Ta-
belle 28 ist zu entnehmen, dass der Zusammenhang zwischen der Ein-
wohnerzahl und der Grösse der Kernverwaltung sehr stark positiv und sta-
tistisch signifikant ist.  
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Tabelle 28: Anzahl Vollzeitäquivalente in der Gemeindeverwaltung im engeren Sinne: Vergleich der 
Berner und Schweizer Gemeinden nach Gemeindegrösse (Mittelwert, Median; Befra-
gung 2017). 

 Gemeindegrösse  Kanton Bern  Schweiz 

Einwohnerzahl  Mittelwert Median  Mittelwert Median 

       
bis 249  0.7 0.7  0.7 0.5 

250 – 499  1.2 1.2  1.5 1.0 

500 – 999  2.0 1.9  2.4 1.8 

1'000 – 1’999  3.7 3.4  3.7 3.2 

2'000 – 4’999  11.4 8.1  10.7 8.0 

5'000 – 9’999  44.1 38.7  38.7 31.8 

10'000 – 19’999  84.6 77.2  108.4 84.0 

20'000 – 49’999  514.8 514.8  361.5 287.0 

50'000 und mehr  1’901.0 1’901.0  3‘394.2 2‘068.5 

       
Alle Gemeinden  27.6 3.2  31.2 3.7 

       
Pearson-R  0.97*   0.96*  

Bemerkung: Berechnung Pearson-R: unabhängige Variable = Einwohnerzahl; abhängige Variable = 
Anzahl Vollzeitäquivalente in der Verwaltung im engeren Sinne. *: Der Zusammenhang 
ist auf dem Niveau 0.01 signifikant. Fallzahlen: BE: nmin = 2, nmax = 281; CH: nmin = 6, nmax 
= 1’656. 

5.2 Entwicklung des Personalbestandes 

Im Zeitraum 2007 – 2017 hat der Personalbestand der Kernverwaltung in 
rund der Hälfte (49.7%) der Berner Gemeinden zugenommen (CH: 
60.2%). In gut einem Drittel der Gemeinden (36%) ist der Bestand unver-
ändert geblieben (CH: 30.5%), in 14.3 Prozent der Gemeinden hat er ab-
genommen (CH: 9.3%; vgl. Tabelle 29). Der Trend zur Vergrösserung der 
kommunalen Kernverwaltungen, wie er schweizweit beobachtet werden 
kann, trifft also auch im Kanton Bern zu, wenn auch in einem geringeren 
Ausmass. 
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Tabelle 29: Veränderung des Personalbestandes der Gemeindeverwaltung: Vergleich zwischen Ber-
ner und Schweizer Gemeinden. Zeiträume: 2007 – 2017, 1999 – 2009 und 1995 – 2005 
(Befragungen 2017, 2009 und 2005). 

2007 -2017  Bern  Schweiz 

  
Anzahl 

Gemeinden 
Gemeinden in 

Prozent 
 

Anzahl 
Gemeinden 

Gemeinden in 
Prozent 

zugenommen  146 49.7  1057 60.2 

gleich geblieben  106 36.0  536 30.5 

abgenommen  42 14.3  164 9.3 

       
Fallzahlen  294   1’757 100.0 

       
1999 -2009     

     
zugenommen  91 39.4  745 53.2 

gleich geblieben  109 47.2  511 36.5 

abgenommen  31 13.4  145 10.3 

       
Fallzahlen  231   1’401 100.0 

       1995 – 2005     

     
zugenommen  101 30.8  955 45.3 

gleich geblieben  149 45.4  906 43.0 

abgenommen  78 23.8  248 11.8 

       
Fallzahlen  328   2’109 100.0 

 

Wie Tabelle 30 verdeutlicht, ist die Zunahme des Personalbestands in den 
grösseren Gemeinden des Kantons sowie in den Städten ausgeprägter: 
bis zu einer Gemeindegrösse von 1‘999 liegt die Zuwachsrate unter dem 
Kantonsdurchschnitt, ab einer Einwohnerzahl von 2‘000 darüber.  
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Tabelle 30: Veränderung des Personalbestandes der Gemeindeverwaltung: Vergleich der Gemein-
den nach Gemeindegrösse (Angaben in Prozent; Befragungen 2017). 

Gemeindegrösse  2007 – 2017 

Einwohnerzahl  Zunahme Unverändert Abnahme 

     
bis 249  30.8 61.5 7.7 

250 – 499  33.3 50.0 16.7 

500 – 999  40.6 40.6 18.8 

1'000 – 1’999  45.7 42.4 11.9 

2'000 – 4’999  59.4 25.7 14.9 

5'000 – 9’999  89.4 5.3 5.3 

10'000 – 19’999  75.0 8.3 16.7 

20'000 – 49’999  100.0 0.0 0.0 

50'000 und mehr  50.0 0.0 50.0 

     
alle Gemeinden  49.7 36.0 14.3 

Fallzahlen: 2017: nmin = 2, nmax =294. 

5.3 Problembereiche der Gemeindeverwaltung 

Die Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber wurden nach Prob-
lemen in ihrer Verwaltung befragt. Tabelle 31 zeigt einen Vergleich der 
Selbsteinschätzung zwischen den Berner und den Schweizer Gemeinden 
auf einer Skala von 1 („trifft überhaupt nicht zu“) bis 5 („trifft völlig zu“). Der 
Aussage, dass die Gemeindeverwaltung ihre Aufgaben ohne Probleme 
erfülle, wird mit einem Wert von 3.8 eher zugestimmt. Kaum Zustimmung 
finden die Aussagen, dass die Distanz zu den Bürgerinnen und Bürgern 
zu gross sei (1.5), dass sich die Zusammenarbeit mit der Exekutive 
schwierig gestalte (1.7) und dass es der Gemeindeverwaltung an notwen-
digen Fachkenntnissen fehle (1.8). Mit Werten zwischen 2.0 und 2.5 eine 
eher geringe bis mittlere Zustimmung finden bei den Berner Gemeinden 
die Aussagen „die Aufgaben sind zu wenig klar definiert“ (2.0), „der Ge-
meindeverwaltung fehlt es an Personal“ (2.3), „der Gemeindeverwaltung 
fehlt es an den notwendigen Finanzen“ (2.7). „es fehlt an operativen Frei-
heiten“ (2.5) sowie „die Entscheidwege sind lang“ (2.5). Alles in Allem se-
hen die Berner Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber in ihrer 
Gemeindeverwaltung also keine grösseren Probleme. Diese Resultate 
sind allerdings etwas mit Vorsicht zu betrachten, da es sich gewissermas-
sen um eine Selbsteinschätzung der Gemeindeschreiberinnen und Ge-
meindeschreiber des eigenen Bereichs handelt.  
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Gegenüber den Resultaten der Schweizer Gemeinden gibt es kaum nen-
nenswerte Unterschiede – diese bewegen sich höchstens im Bereich von 
0.2 Prozentpunkten.  

Tabelle 31: Probleme der Gemeindeverwaltung nach Selbsteinschätzung: Vergleich Berner und 
Schweizer Gemeinden (Vergleich des Mittelwerts; Befragung 2017) 

Bereiche   

   
  BE  CH  Vergleich 

       
die Gde.-Verwaltung erfüllt ihre Aufgaben ohne Probleme  3.8  3.8  0.0 

der Gde.-Verwaltung fehlt es an den notwendigen Finanzen  2.5  2.5  0.0 

viele Prozesse sind zu kompliziert  2.5  2.6  -0.1 

 es fehlt an operativen Freiheiten  2.4  2.5  -0.1 

 die Entscheidwege sind lang  2.4  2.4  0.0 

der Gde.-Verwaltung fehlt es an Personal  2.3  2.4  -0.1 

die Aufgaben sind zu wenig klar definiert  2.0  2.1  -0.1 

Gde-Verwaltung fehlt es an den notwendigen Fachkenntnissen  1.8  2.0  -0.2 

die Zusammenarbeit mit der Exekutive gestaltet sich als 
schwierig 

 
1.7 

 1.8  -0.1 

Distanz zu Bürger/-innen ist zu gross  1.5  1.7  -0.2 

       
alle Bereiche  2.3  2.4  -0.1 

Bemerkung: Einschätzung durch die befragten Gemeindeschreiber auf einer Skala von 1 („trifft über-
haupt nicht zu“) bis 5 („trifft völlig zu“). Fallzahlen: BE: nmin = 294, nmax = 296; CH: nmin = 
1‘748, nmax = 1‘760. 
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6 Führungs- und Organisationsstruktur in den Gemeinden 

Die Wahl der Organisationstruktur einer Gemeinde ist fundamental für die 
Führung der Gemeinde. Dabei gibt es eine Spannbreite von Möglichkei-
ten, wie die Gemeindeverwaltung organisiert und das Gemeindeführungs-
modell ausgestaltet werden kann. Im Folgenden wird zuerst auf das Füh-
rungsmodell auf Exekutivebene eingegangen (Kapitel 6.1), danach wird 
die Führung und Organisation in der Gemeindeverwaltung eingehender 
betrachtet.  

6.1 Führung und Organisation in der Gemeindeexekutive 

Fast alle Berner Gemeindeexekutiven (99.7%) sind nach einem Ressort- 
resp. Departementssystem organisiert. Wenige Ausnahmen sind ohne ein 
Ressort- resp. Departementssystem (0.3%) organisiert; andere Systeme 
sind in den Berner Gemeinden nicht bekannt.  

Schweizweit sieht die Situation ähnlich aus: die grosse Mehrheit der Ge-
meinden (96.1%; was für den Kanton Bern eine Differenz von +3.6 Pro-
zentpunkten ergibt) sind nach einem Ressort- resp. Departementssystem 
organisiert. 3 Prozent haben eine Organisation der Gemeindeexekutive 
ohne Ressort- resp. Departementssystem, 0.9 Prozent ein anderes Sys-
tem (vgl. Tabelle 32).  

Tabelle 32: Organisation der Gemeindeexekutive: Vergleich der Berner und Schweizer Gemeinden 
(Angaben in Prozent; Befragung 2017). 

Organisation Gemeindeexekutive  Bern  Schweiz  Differenz 

nach einem Ressort- resp. Departementssystem  99.7  96.1  +3.6 

ohne ein Ressort- resp. Departementssystem  0.3  3.0  -2.7 

nach einem anderen System  0.0  0.9  -0.9 
       

Fallzahlen  290  1’757   

 

Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, welche Art von Aufgaben 
und Arbeiten die Gemeindeexekutive tatsächlich verrichtet (vgl. Tabelle 
33). Zuerst betrachten wir die Führungsaufgaben der Berner Gemeinde-
präsidentinnen und Gemeindepräsidenten: die grosse Mehrheit von 89.5 
Prozent leitet ein Ressort inhaltlich. Fast gleich stark verbreitet ist, dass 
der Gemeindepräsident den Gemeindeschreiber als Linienvorgesetzten 
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führt (88.4%). 72.5 Prozent der Gemeindepräsidenten leiten auch ausge-
wählte Geschäfte ausserhalb von Ressorts inhaltlich. Etwas weniger als 
die Hälfte der Berner Gemeinden kennt das Modell, dass der Gemeinde-
präsident weitere Verwaltungskader und/oder -mitarbeitende als Linien-
vorgesetzter führt (45.4%).  

Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden bestehen beim letztgenannten 
Punkt die deutlichsten Unterschiede: schweizweit führt mehr als die Hälfte 
(56.8%) der Gemeindepräsidenten weitere Verwaltungskader und/oder -
mitarbeitende als Linienvorgesetzter (Differenz von -11.4 Prozentpunkten 
im Kanton Bern). Bei den restlichen Führungsaufgaben der Gemeindeprä-
sidien bewegen sich die Unterschiede zwischen den Berner und den 
Schweizer Gemeinden im Bereich von plus bzw. minus 3 Prozentpunkten.  

Tabelle 33: Führungsaufgaben des/der Gemeindepräsident-/in : Vergleich der Berner und Schweizer 
Gemeinden (Angaben in Prozent; Befragung 2017). 

Führungsaufgaben Gemeindepräsident  Bern  Schweiz  

Diffe-
renz 

er/sie führt den/die Gemeindeschreiber/-in als Linienvorgesetzte/r  88.4  90.5  -2.1 

er/sie führt weitere Verwaltungskader und/oder -mitarbeitende als 
Linienvorgesetzte/r 

 45.4  56.8  -11.4 

er/sie leitet ein Ressort inhaltlich  89.5  92.0  -2.5 

er/sie leitet ausgewählte Geschäfte ausserhalb von Ressorts in-
haltlich 

 72.5  70.4  +2.1 

Fallzahlen  280/294  1683/1750   

 

Eher unüblich ist, dass Gemeindepräsidenten oder weitere Exekutivmit-
glieder aktiv in der Verwaltung mitarbeiten (d.h. Erledigen von administra-
tiven Tätigkeiten ähnlich wie Verwaltungsmitarbeitende; vgl. Tabelle 34). 
Lediglich jeder zehnte Gemeindepräsident bzw. jede zehnte Gemeinde-
präsidentin (10.1%) und nur 3.7 Prozent der weiteren Exekutivmitglieder 
geben an, diese Art von Arbeiten zu verrichten. Damit liegen sie unter dem 
Schweizer Durchschnitt: schweizweit arbeiten 17.6 Prozent der Gemein-
depräsidenten aktiv in der Verwaltung mit (Differenz von -7.5 Prozent-
punkten im Kanton Bern gegenüber den Schweizer Gemeinden), bei den 
weiteren Exekutivmitgliedern sind es 9.1 Prozent (-5.4 Prozentpunkte). 
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Tabelle 34: Aktive Mitarbeit in der Verwaltung: Vergleich der Berner und Schweizer Gemeinden (An-
gaben in Prozent; Befragung 2017). 

Aktive Mitarbeit in der Verwaltung   Kanton Bern  Schweiz  Differenz 

Gemeindepräsident  10.1  17.6  -7.5 

Exekutivmitglieder  3.7  9.1  -5.4 
       

Fallzahlen  296/296  1’759/1’763   

 

In einem nächsten Schritt werden die Führungsaufgaben der übrigen Mit-
glieder der Gemeindeexekutive betrachtet (vgl. Tabelle 35). Wie bei den 
Gemeindepräsidien ist es auch bei den übrigen Exekutivmitgliedern üb-
lich, dass sie Ressorts inhaltlich leiten (98.0%). Etwas weniger verbreitet 
ist die inhaltliche Leitung ausgewählter Geschäfte ausserhalb der Res-
sorts (43.9%) und die Führung von Verwaltungskader und/oder -personal 
als Linienvorgesetzte (31.5%). Gegenüber den Schweizer Gemeinden er-
geben sich in diesen Punkten lediglich kleine Differenzen.  

Tabelle 35: Führungsaufgaben der übrigen Mitglieder der Gemeindeexekutive: Vergleich der Berner 
und Schweizer Gemeinden (Angaben in Prozent; Befragung 2017). 

Führungsaufgaben übrige Gemeindeexekutive  Kanton Bern  Schweiz  Differenz 

sie führen Verwaltungskader und/oder  
-personal als Linienvorgesetzte 

 31.5  38.0  -6.5 

sie leiten Ressorts inhaltlich  98.0  93.8  4.2 

sie leiten ausgewählte Geschäfte  
ausserhalb ihrer Ressorts inhaltlich 

 43.9  46.5  -2.6 

Fallzahlen  285/295  1’681/1’754   

 

6.2 Führung und Organisation in der Gemeindeverwaltung 

In rund drei von fünf Berner Gemeinden (58.6%) ist der Gemeindeschrei-
ber als Geschäftsführer für die operative Leitung der Gemeindeverwaltung 
zuständig. Ein weiteres Modell für die operative Leitung der Gemeindever-
waltung ist der Einsatz eines Geschäftsleitungsgremiums bestehend aus 
Verwaltungskadern, welches von 14.2 Prozent der Berner Gemeinden 
praktiziert wird. 13.6 Prozent der Gemeindeverwaltungen werden durch 
die Gemeindepräsidentin oder die Stadtpräsidentin operativ geleitet, und 
in knapp jeder zehnten Gemeinde (9.5%) sind die Mitglieder der Gemein-
deexekutive in ihren Ressorts/Departementen zuständig für die operative 
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Leitung der Gemeindeverwaltung. Weitere 3.4 Prozent kennen andere 
Führungsstrukturen, 0.7 Prozent haben einen anderweitigen Geschäfts-
führer. Keine Berner Gemeinde wird durch ein anderes Mitglied der Exe-
kutive operativ geleitet (0%).  

Abbildung 7 zeigt vergleichend zwischen dem Kanton Bern und der 
Schweiz, durch wen die Gemeindeverwaltungen operativ geleitet werden. 
Während die Verwaltungen der Schweizer Vergleichsgemeinden weniger 
häufig als in den Berner Gemeinden durch den Gemeindeschreiber gelei-
tet werden (CH: 52.1%; BE: 58.6%) und seltener ein Geschäftsleitungs-
gremium aus Verwaltungskadern eingesetzt wird (CH: 7.8%; BE: 14.2%), 
ist schweizweit die Leitung der Gemeindeverwaltung durch den Gemein-
depräsidenten bzw. die Stadtpräsidentin üblicher als im Kanton Bern (CH: 
23.7%; BE: 13.6%). Dasselbe gilt für die operative Leitung der jeweiligen 
Ressorts/Departemente durch die Mitglieder der Exekutive (CH: 12.8%; 
BE: 9.5%). 

Abbildung 7: Operative Leitung der Gemeindeverwaltung: Vergleich der Berner und Schweizer Ge-
meinden (Angaben in Prozent; Befragung 2017). 
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Nach Gemeindegrösse unterteilt ergeben sich klare Unterschiede in der 
operativen Leitung der Gemeindeverwaltung: am meisten verbreitet ist, 
dass der Gemeindeschreiber bzw. die Gemeindeschreiberin auch als Ge-
schäftsführer bzw. Geschäftsführerin der Gemeinde tätig ist (vgl. obenste-
hende Ausführungen). Bei allen Gemeindegrössenkategorien mit bis zu 
4’999 Einwohnenden ist dies das gängigste Modell (mit Werten zwischen 
63 und 66 Prozent der Gemeinden, welche dieses Modell aufweisen). Bei 
den grösseren Gemeinden und den Städten zeigt sich ein anderes Bild. 
Die grossen Berner Gemeinden mit zwischen 5'000 und 9'999 Einwohne-
rinnen und Einwohnern setzen in erster Linie auf ein Geschäftsleitungs-
gremium bestehend aus Verwaltungskadern (52.6%). Gemeindeschrei-
bende als Geschäftsführende finden sich nur in rund jeder vierten dieser 
grossen Gemeinden (26.3%).  

Tabelle 36: Operative Leitung der Gemeindeverwaltung: Vergleich der Berner Gemeinden nach 
Grösse (Angaben in Prozent; Befragung 2017). 

Operative Leitung  Gemeindegrösse (Einwohnerzahl)    

  -249  
250- 
499 

 
500- 
999 

 
1000- 
1999 

 
2000

- 
4999 

 
5000- 
9999 

 
10000

- 
19999 

 
20000

- 
49999 

 
50000 
u. m. 

die Mitglieder der Gemeindeexe-
kutive in ihren zuständigen Res-

sorts/Departementen 

 11.1  13.9  7.8  10.2  2.7  5.3  16.7  100.0  100.0 

der/die Gemeindepräsident/-in 
bzw. der/die Stadtpräsident/-in 

 14.8  16.7  18.8  10.2  5.4  5.3  58.3  0.0  0.0 

ein anderes Mitglied der  
Gemeindeexekutive 

 0.0  0.0  0.0  0.0  0.0  0.0  0.0  0.0  0.0 

ein Geschäftsleitungsgremium, 
bestehend aus Verwaltungskader 

 3.7  2.8  9.3  10.2  21.6  52.6  16.7  0.0  0.0 

der/die Gemeindeschreiber/-in 
als Geschäftsführer/-in 

 63.0  63.9  64.1  66.0  63.5  26.3  8.3  0.0  0.0 

ein/e anderweitige/r  
Geschäftsführer/-in 

 0.0  0.0  0.0  0.0  2.7  0.0  0.0  0.0  0.0 

eine andere, hier nicht genannte 
Führungsstruktur 

 7.4  2.8  0.0  3.4  4.1  10.5  0.0  0.0  0.0 

Fallzahlen  27  36  64  59  74  19  12  2  2 
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In den Kleinstädten mit 10‘000 bis 19‘999 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern ist das Modell mit dem Stadtpräsidenten bzw. der Stadtpräsidentin 
als operativer Leiter bzw. Leiterin der Verwaltung am stärksten verbreitet 
(58.3%). Die an der Befragung teilnehmenden Berner Städte mit 20'000 
Einwohnern oder mehr kennen hingegen ausschliesslich das Modell mit 
den Mitgliedern der Exekutive als Leitende der Departemente (vgl. Ta-
belle 36). 
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7 Die Reformen in Politik und Verwaltung 

7.1 Public Management Reformen 

Nur wenige Berner Gemeinden haben Reformanstrengungen unternom-
men, die unter dem Label New Public Management (NPM) oder Wirkungs-
orientierte Verwaltungsführung (WoV) laufen. So haben in der Befragung 
2017 nur 1.7 Prozent der Berner Gemeinden angegeben, dass sie vollum-
fänglich nach den Prinzipien des NPM geführt werden (vgl. Tabelle 37). 
15.1 Prozent der Gemeinden sind zudem teilweise nach NPM-Prinzipien 
geführt. Mehr als vier von fünf Gemeinden (83.2%) geben jedoch an, dass 
die Gemeinde nicht nach NPM Prinzipien geführt wird. Im Jahr 2009 war 
die Frage leicht anders gestellt: damals gaben 5.2 Prozent der Gemeinden 
an, ein NPM-Projekt definitiv eingeführt zu haben, 2.2 Prozent hatten Pro-
jekte versuchsweise eingeführt und 3.5 Prozent hatten den Versuch ab-
gebrochen. In der grossen Mehrheit der Berner Gemeinden (89.1 Prozent) 
gab es kein NPM-Projekt.  

Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden sind im Jahr 2017 im Kanton 
Bern weniger Gemeinden vollumfänglich nach NPM Prinzipien geführt 
(1.7% im Kanton Bern vs. 3.0% schweizweit). Auch sind schweizweit er-
heblich mehr Gemeinden teilweise im Sinne des New Public Management 
geführt als im Kanton Bern (15.1% im Kanton Bern vs. 28.7% schweiz-
weit). 
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Tabelle 37: Verbreitung von New Public Management in den Gemeinden: Vergleich der Berner und 
Schweizer Gemeinden (Angaben in Prozent; Befragungen 2017, 2009 und 2005). 

NPM-Projekt  Kanton Bern  Schweiz 

   2009  2005  2009 2005 

       
definitiv eingeführt  5.2 5.6  5.0 1.6 

versuchsweise eingeführt  2.2 3.0  2.8 4.7 

abgebrochen  3.5 3.0  2.2 3.0 

kein Projekt  89.1 88.4  90.0 90.8 

       
Fallzahlen  230 337  1’393 2’162 

       
2017  Kanton Bern  Schweiz 

ja, vollumfänglich  1.7  3.0 

ja, teilweise  15.1  28.7 

nein  83.2  68.3 

       
Fallzahlen  304  1’786 

Bemerkung: Befragung 2017: Antworten auf die Frage, ob die Gemeinde nach Prinzipien des NPM 
geführt wird. Befragung 2009 und 2005: Antworten auf die Frage, ob es in der Gemeinde 
ein Projekt gibt/gab, das mit dem Begriff New Public Management (Wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung) umschrieben werden könnte. 

Obschon die Begriffe NPM beziehungsweise WoV sowie die ihnen zu-
grundeliegenden Konzepte zeitweise allgegenwärtig waren, scheint es auf 
den ersten Blick, als hätten sie nur wenig Spuren in den Berner Gemein-
den hinterlassen. Viele Gemeinden haben jedoch einzelne Reformen um-
gesetzt, ohne dass diese unter dem Label NPM oder WoV subsummiert 
worden wären. Zudem gilt es zu beachten, dass New Public Management-
Projekte vor allem für Gemeinden mit grösseren Verwaltungsapparaten 
ein Thema sind. Eine Gemeinde mit zwei Vollzeitstellen braucht nicht 
zwingend ein umfangreiches NPM-Reformprojekt.  

Wie Tabelle 38 zeigt, wurden NPM-Reformprojekte demnach hauptsäch-
lich in den Städten umgesetzt. Zwei von fünf Berner Gemeinden (41.7%) 
und beide antwortenden Städte mit 20'000 bis 49‘999 Einwohnenden 
(100%) sind vollumfänglich oder teilweise nach NPM Prinzipien geführt. 
Bei den kleineren Gemeinden mit bis zu 4‘999 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern sind 80 Prozent oder mehr nicht – auch nicht nur teilweise – nach 
NPM Prinzipien geführt. 
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Tabelle 38: Verbreitung von New Public Management in den Gemeinden: Vergleich der Berner Ge-
meinden nach Gemeindegrösse (Angaben in Prozent; Befragungen 2017). 

Jahr  Gemeindegrösse (Einwohnerzahl) 
 
   -249  

250- 
499 

 
500- 
999 

 
1000- 
1999 

 
2000- 
4999 

 
5000- 
9999 

 
10000- 
19999 

 
20000- 
49999
mehr 

 50000 
u.m. 

2017                   

ja, vollumfänglich  0.0  0.0  0.0  1.7  0.0  0.0  25.0  50.0  0.0 

ja, teilweise  7.7  10.3  20.0  8.5  16.3  26.3  16.7  50.0  50.0 

nein  92.3  89.7  80.0  89.8  86.8  73.7  58.3  0.0  50.0 

                   
Fallzahlen  26  39  65  59  80  19  12  2  2 

Bemerkung: Antwort auf die Frage, ob die Gemeinde nach Prinzipien des NPM geführt wird. 

Die Daten in Tabelle 39 relativieren den niedrigen Anteil an Gemeinden 
mit expliziten NPM-Reformprojekten (aus Tabelle 38). Die in der Tabelle 
aufgelisteten betrieblichen Massnahmen können alle zum Werkzeugkas-
ten des New Public Managements gezählt werden. Es zeigt sich, dass die 
Berner Gemeinden im Zeitraum 2007 - 2017 viele der Instrumente umge-
setzt haben. 

Das in den Berner Gemeinden am weitesten verbreitete Instrument ist die 
Übertragung von Aufgaben an Dritte: 9 von 10 Gemeinden (89.4%) setzen 
auf dieses NPM Instrument (78.8% geben an, diese Möglichkeit bereits 
seit mehr als 5 Jahren zu kennen, weitere 10.6% haben sie in den vergan-
gene 5 Jahren eingeführt). Mehr als zwei Drittel der Gemeinden haben die 
Legislaturplanung (71.9%), die Bereitstellung von Gemeindeleistungen 
über das Internet (70.8%) sowie ein Leitbild für die Gemeindepolitik 
(69.7%) eingeführt. Ebenfalls relativ weit verbreitet – in 60 bis 65 Prozent 
der Gemeinden – sind die Trennung von strategischen und operativen 
Aufgaben (64.9%) sowie das Controlling (61.9%). Immerhin zwischen 40 
und 50 Prozent der Berner Gemeinden kennen die leistungsabhängige 
Entlohnung (47.3%), führen Bevölkerungs- und Kundenbefragungen 
(45.2%) und/oder Evaluationen (43.6%) durch bzw. erstellen einen Inte-
grierten Aufgaben- und Finanzplan (40.4%).  

Weniger bzw. kaum verbreitet sind Produktdefinitionen (9%), Globalbud-
gets (11.6%), Public Private Partnerships (PPP; 13.4%) und Leistungsauf-
träge an die Verwaltung (20.6%). 

Betrachtet man nun separat, welche Instrumente in den vergangenen 5 
Jahren neu eingeführt wurden, zeigt sich folgendes Bild: am häufigsten 
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wurde die Bereitstellung von Leistungen über das Internet (20.1%) neu 
eingeführt. 15.3 Prozent der Gemeinden führten in dieser Zeitspanne das 
Controlling ein, 15.3 Prozent Kunden- und Bevölkerungsbefragungen, 
12.3 Prozent die Legislaturplanung und 11.6 Prozent ein Leitbild für die 
Gemeindepolitik. Mehr als jede zehnte Berner Gemeinde führte zwischen 
2012 und 2017 Evaluationen (10.7%) bzw. Outsourcing (10.6%) ein (vgl. 
Tabelle 39). 

Tabelle 39: Nutzung von NPM-Instrumenten in den Berner Gemeinden. 

Instrumente   
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Übertragung von Aufgaben an Dritte (Outsourcing)  78.8 10.6 10.6 0.0 

Legislaturplanung  59.6 12.3 26.5 1.6 

Leitbild für Gemeindepolitik  58.1 11.6 28.1 2.2 

Trennung von strategischen und operativen Aufgaben  55.0 9.9 30.5 4.6 

Gemeindeleistungen können über Internet bestellt werden  50.7 20.1 28.5 0.7 

Controlling  46.0 15.3 37.7 1.0 

leistungsabhängige Entlohnung  44.7 2.6 50.7 2.0 

Integrierter Aufgaben- und Finanzplan  34.7 5.7 58.3 1.3 

Evaluationen  32.9 10.7 54.4 2.0 

Bevölkerungs- und Kundenbefragung  31.7 13.5 49.5 5.3 

Leistungsaufträge an Verwaltung  15.9 4.7 77.1 2.3 

Globalbudgets  10.6 1.0 84.4 4.0 

Public-Private-Partnerships (PPP)  9.5 3.9 85.9 0.7 

Produktdefinitionen  7.0 2.0 88.3 2.7 

Bemerkung:  Fallzahlen: nmin =298, nmax =302 

Auch bei Betrachtung der einzelnen Instrumente zeigt sich, dass die Re-
formtätigkeit in den grösseren Gemeinden höher ist (vgl. Tabelle 40). Ein 
klares Muster ist jedoch nicht erkennbar. Einige der Instrumente, wie bei-
spielsweise Produktdefinitionen und Globalbudgets, werden in kleineren 
und mittelgrossen Gemeinden kaum umgesetzt. Andere, wie zum Beispiel 
das Outsourcing oder Bevölkerungs- und Kundenbefragungen, wurden 
hingegen auch in kleineren Gemeinden eingeführt. Massnahmen, die 
mehrheitlich nur in kleineren Gemeinden umgesetzt wurden, finden sich 
in dieser Auswahl keine. 
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Tabelle 40: Nutzung von NPM-Instrumenten: Vergleich der Berner Gemeinden nach Gemeinde-
grösse für den Zeitraum 2007 – 2017 (Angaben in Prozent; Befragung 2017). 

Betriebliche Massnahme  Gemeindegrösse (Einwohnerzahl) / Ja-Anteil (in %) 
 
   -249  

250- 
499 

 
500-
999 

 
1000- 
1999 

 
2000- 
4999 

 
5000- 
9999 

 
10000- 
19999 

 

 
20000-
49999 

 
50000 

u. m. 

Übertragung von Aufgaben an 
Dritte (Outsourcing) 

 77.8  84.6  89.1  91.2  91.1  100.0  91.7  100.0  100.0 

Legislaturplanung  34.6  46.2  59.1  87.7  84.6  95.0  100.0  100.0  100.0 

Leitbild für Gemeindepolitik  14.8  48.7  48.4  87.9  91.3  94.7  100.0  100.0  50.0 

Trennung von strategischen und 
operativen Aufgaben 

 44.0  30.8  57.8  74.1  82.5  75.0  75.0  100.0  50.0 

Gemeindeleistungen können 
über Internet bestellt werden 

 24.0  46.2  58.5  78.9  90.0  95.0  100.0  100.0  100.0 

Controlling  30.8  38.5  57.8  64.9  69.2  95.0  83.3  100.0  100.0 

leistungsabhängige Entlohnung  22.2  33.3  39.7  48.3  59.5  60.0  91.7  50.0  0.0 

Integrierter Aufgaben- und  
Finanzplan 

 30.8  35.1  43.1  38.6  41.8  35.0  58.3  100.0  50.0 

Evaluationen  11.5  28.2  32.8  44.8  61.5  63.2  54.5  100.0  100.0 

Bevölkerungs- und  
Kundenbefragung 

 23.1  43.6  38.5  50.9  48.8  50.0  58.3  100.0  100.0 

Leistungsaufträge an  
Verwaltung 

 7.7  17.9  17.5  24.1  19.0  25.0  50.0  50.0  50.0 

Globalbudgets  7.7  10.3  7.8  6.9  10.1  20.0  50.0  50.0  50.0 

Public-Private-Partnerships 
(PPP) 

 7.4  5.3  7.7  15.5  15.0  30.0  25.0  50.0  50.0 

Produktdefinitionen  3.8  7.9  4.8  1.8  7.6  15.0  58.3  100.0  50.0 

Bemerkungen: Die Antworten „mehr/weniger als 5 Jahre“ werden als eingeführt bewertet. Die Antworten 
„nicht genutzt“ und „gab erfolglose Versuche“ werden als nicht eigeführt bewertet. Fall-
zahlen nmin = 2, nmax = 80. 

7.2 Reformen der Gemeindeexekutive 

Nebst den betrieblichen Massnahmen mit NPM-Bezug haben die Berner 
Gemeinden im Zeitraum 2007 – 2017 auch weitere (institutionelle) Refor-
men und Anpassungen durchgeführt (vgl. Tabelle 41). Mit der Verkleine-
rung der Gemeindeexekutive und der Erhöhung der Entschädigung für die 
Gemeindeexekutive werden zwei der häufigsten gemeindeinternen Refor-
men genauer unter die Lupe genommen:  

Mehr als ein Drittel der Berner Gemeinden (35.4%) habt zwischen 2007 
und 2017 ihre kommunale Exekutive verkleinert (25.5% vor mehr als 5 
Jahren, 9.9% in den vergangenen 5 Jahren). Eine von zwanzig Gemein-
den hat diesbezüglich einen Versuch ohne Erfolg lanciert (5.1%). Drei von 
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fünf Berner Gemeinden hat die Exekutive in den vergangenen 10 Jahren 
nicht verkleinert (59.5%). Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden wa-
ren die Berner Gemeinden in der betrachteten Zeitperiode deutlich aktiver: 
Schweizweit hat in den vergangenen 10 Jahren jede sechste Gemeinde 
die Exekutive verkleinert (16.5% schweizweit gegenüber 35.4% im Kanton 
Bern; Zusammenzug der Antwortkategorien „vor mehr als 5 Jahren“ und 
„vor weniger als 5 Jahren“). 

Fast zwei Drittel der Berner Gemeinden haben zwischen 2007 und 2017 
die Entschädigung der Gemeindeexekutive erhöht (64.4%). Insgesamt ein 
Viertel tat dies vor mehr als 5 Jahren (24.4%), zwei von fünf Gemeinden 
vor weniger als 5 Jahren (40%). In einer kleinen Anzahl von Gemeinden 
(2.7%) blieb der Versuch, die Entschädigung für die Gemeindeexekutive 
zu erhöhen, ohne Erfolg. In knapp einem Drittel der Gemeinden wurde die 
Entschädigung nicht erhöht (32.9%).  

Tabelle 41: Reformen der Gemeindeexekutive: Vergleich der Berner und Schweizer Gemeinden im 
Zeitraum 2007 - 2017 (Angaben in Prozent; Befragung 2017). 

 Bereich / Reform  Kanton Bern  Schweiz 

   
Anzahl  

Gemeinden 
in %  

Anzahl 
Gemein-

den 

in % 

Verkleinerung der 
Exekutive 

vor mehr als 5 Jahren  75 25.5  198 11.3 

vor weniger als 5 Jahren  29 9.9  91 5.2 

nein  175 59.5  1’432 81.7 

Versuch ohne Erfolg  15 5.1  32 1.8 

        
 Fallzahl  294 100.0  1’753 100.0 

        
Erhöhung Ent-
schädigung der 

Gemeindeexeku-
tive 

vor mehr als 5 Jahren  72 24.4  358 20.4 

vor weniger als 5 Jahren  118 40.0  745 42.6 

nein  97 32.9  626 35.7 

Versuch ohne Erfolg  8 2.7  23 1.3 

        
 Fallzahl  295 100.0  1’752 100.0 
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Im schweizweiten Vergleich hat in den vergangenen 10 Jahren fast ein 
ähnlich hoher Anteil der Gemeinden die Entschädigung für die Gemeinde-
exekutive erhöht wie im Kanton Bern: im Kanton Bern waren es 64.4% der 
Gemeinden, schweizweit 63 Prozent. Allerdings haben die Berner Ge-
meinden diese Massnahme etwas öfters als die Schweizer Gemeinden 
bereits zwischen 2007 und 2012 durchgeführt (BE: 24.4% vs. CH: 20.4%), 
während die Schweizer Gemeinden in den letzten 5 Jahren diesbezüglich 
etwas aktiver waren (BE: 40.0% vs. CH: 42.6%). 
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8 Die Zusammenarbeit mit dem Kanton und zwischen den Gemein-
den 

In diesem Kapitel geht es um die Zusammenarbeit der Berner Gemeinden 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben untereinander und die Aufgabenteilung 
zwischen dem Kanton und den Gemeinden. Im ersten Unterkapitel wird der 
Themenbereich der interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ) behandelt. Im 
zweiten Unterkapitel wird auf die Aufteilung der Vollzugs-, Finanzierungs- 
und Entscheidungskompetenzen zwischen dem Kanton und den Gemein-
den in einzelnen Politikbereichen eingegangen. 

Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) bedeutet die Erfüllung einer öf-
fentlichen Aufgabe durch eine einzelne Gemeinde, durch mehrere Ge-
meinden gemeinsam oder durch eine dritte juristische Person. Die Aufga-
benerfüllung dient dabei mindestens zwei Gemeinden gleichzeitig (Steiner 
2002: 90). 

8.1 Interkommunale Zusammenarbeit 

Im Rahmen dieses Unterkapitels wird zunächst auf die allgemeine Ent-
wicklung der IKZ in den letzten Jahren eingegangen. Anschliessend wird 
die IKZ nach Aufgabenbereichen diskutiert. Die Organisationsformen der 
IKZ sind schliesslich Gegenstand des letzten Teils des Unterkapitels. 

8.1.1 Entwicklung der interkommunalen Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden im Kanton Bern hat ins-
besondere zwischen 2000 und 2009 stark an Bedeutung gewonnen: zwi-
schen 2000 und 2005 bzw. 2004 und 2009 gaben 89.0 Prozent bzw. 79.2 
Prozent der Gemeinden an, dass die IKZ in der entsprechenden Zeitperi-
ode zugenommen hat (vgl. Tabelle 42). Für den Zeitraum zwischen 2012 
und 2017 ist dieser Wert nicht mehr ganz so hoch: gut die Hälfte (52%) 
der Berner Gemeinden hat die IKZ weiter intensiviert, knapp die Hälfte 
(47.3%) gibt an, dass die interkommunale Zusammenarbeit gleichgeblie-
ben ist. Lediglich 0.7 Prozent der Gemeinden konstatieren eine Abnahme 
der IKZ in dieser Zeitperiode. 
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Schweizweit gibt ein leicht höherer Anteil der Gemeinden an, dass die Zu-
sammenarbeit mit anderen Gemeinden zwischen 2012 und 2017 zuge-
nommen hat (55.9 %). In 42.8 Prozent der Schweizer Gemeinden ist sie 
stabil geblieben, abgenommen hat sie in 1.3 Prozent der Gemeinden. 

Tabelle 42: Veränderung der interkommunalen Zusammenarbeit: Vergleich der Berner und Schwei-
zer Gemeinden in den Zeiträumen 2012 – 2017, 2004 – 2009 und 1999 – 2005 (Befra-
gungen 2017, 2009, 2005). 

  2012 – 2017  2004 – 2009  2000 – 2005 

  
Anzahl 
Gde. 

in %  
Anzahl 
Gde. 

in %  
Anzahl 
Gde. 

in % 

Kanton Bern          

zugenommen  157 52.0  183 79.2  288 87.0 

gleich geblieben  143 47.3  48 20.8  41 12.4 

abgenommen  2 0.7  0.0 0.0  2 0.6 

          
Fallzahlen  302 100.0  231 100.0  331 100.0 

          
Schweiz          

zugenommen  1’000 55.9  1’055 74.7  1’543 71.8 

gleich geblieben  765 42.8  348 24.6  600 27.9 

abgenommen  24 1.3  9 0.6  6 0.3 

          
Fallzahlen  1’789 100.0  1’412 100.0  2’149 100.0 

 

Abbildung 8 zeigt die Veränderung der IKZ im Zeitraum 2012 – 2017 für 
die Berner Gemeinden nach Gemeindegrösse. Der Anteil der Gemeinden 
mit zunehmender IKZ schwankt zwischen den Gemeindegrössenklassen 
teilweise erheblich. Am häufigsten hat die IKZ bei den kleinsten Gemein-
den mit bis 249 Einwohnerinnen und Einwohnern zugenommen (66.7%). 
Danach folgen fast gleichauf die Gemeinden mit 500 bis 999 Einwohnen-
den (57.8%) und diejenigen mit 2‘000 bis 4‘999 Einwohnenden (57.1%). 
In den anderen Gemeindegrössenkategorien findet sich im Vergleich zum 
Kantonsdurchschnitt eine geringere Ausbaurate der IKZ. Die geringste Zu-
wachsquote weisen mit 16.7 Prozent die kleinen Städte mit 10‘000 bis 
19'999 Einwohnerinnen und Einwohnern auf. Bei allen anderen Grössen-
kategorien geben jeweils mehr als zwei von fünf Gemeinden an, dass die 
Zusammenarbeit mit anderen Gemeinden in der betrachteten Zeitperiode 
zugenommen hat. Abgenommen hat sie einzig in einigen Gemeinden mit 
einer Einwohnerzahl von 500 bis 1'999.  
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Abbildung 8: Veränderung der interkommunalen Zusammenarbeit: Vergleich der Berner Gemeinden 
nach Gemeindegrösse im Zeitraum 2012 – 2017 (Befragung 2017). 

 
Fallzahlen: nmin = 2, nmax = 302. 

8.1.2 Interkommunale Zusammenarbeit nach Aufgabenbereichen 

Tabelle 43 zeigt, in welchen Aufgabenbereichen bei den Berner und 
Schweizer Gemeinden IKZ existiert.  

Nach Bereichen betrachtet kooperieren die Berner Gemeinden am häu-
figsten im Sozialbereich mit einer oder mehreren Nachbargemeinden. Be-
trachtet man den Durchschnitt der Aufgaben, die diesem Bereich zuge-
rechnet werden, geben 46.1 Prozent der Berner Gemeinden an, im Sozi-
albereich mit einer oder mehreren anderen Gemeinden zusammenzuar-
beiten. Besonders häufig ist dies bei der Sozialhilfe (82.1%) der Fall. Da-
nach folgen die Spitex (64.7%), Jugendarbeit (59.1%) und familienergän-
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von Ausländerinnen und Ausländern (18.9%) sowie bei der Betreuung von 
Drogenabhängigen (20.1%).  

Am zweithäufigsten finden sich IKZ-Lösungen im Bereich der Bildung. 
Mehr als ein Drittel der Berner Gemeinden arbeitet bei der Bildung mit 
anderen Gemeinden zusammen (37.4%). 

Ebenfalls mehr als ein Drittel der Berner Gemeinden setzt im Bereich Si-
cherheit auf IKZ (37.1%). 65.8 Prozent arbeiten bei der Feuerwehr mit an-
deren Gemeinden zusammen, bei gemeindepolizeilichen Aufgaben hin-
gegen sind es lediglich 8.3 Prozent der Gemeinden.  

Auch im Bereich Kultur sind IKZ-Lösungen keine Ausnahme: gut ein Drittel 
(36.9%) der Gemeinden kooperiert hier mit einer oder mehreren Nachbar-
gemeinden.  

Heterogen präsentiert sich die IKZ bei Aufgaben, die dem Bereich der Inf-
rastruktur zugeordnet werden. Im Durchschnitt über alle diesem Bereich 
zugeordneten Aufgaben ergibt sich lediglich ein Wert von 20.2 Prozent, 
dennoch gibt es Aufgaben, wo intensiv kooperiert wird: Am stärksten ko-
operieren die Gemeinden bei der Energieversorgung (47.5%), bei der 
Wasserversorgung (43.9%), beim Abwasser und der Kanalisation 
(39.7%), beim öffentlichen Verkehr (38.3%) sowie beim Abfall bzw. der 
Entsorgung (33.8%).  

Knapp jede fünfte Berner Gemeinde kooperiert auch bei der Wirtschafts-
förderung mit anderen Gemeinden (19.4%). 

Am seltensten findet sich die Zusammenarbeit von Berner Gemeinden im 
Bereich Regierung und Verwaltung. Keine IKZ gibt es bei den Aufgaben 
der Gemeindebehörden (0%), sehr wenig Zusammenarbeit bei den Ein-
wohnerdiensten (3.3%) und bei der Gemeindeverwaltung insgesamt (4%). 
Bei der Finanzverwaltung kennen lediglich 7 Prozent IKZ. Bei der Informa-
tik hingegen sind Zusammenarbeiten geläufig: so kooperiert jede vierte 
Gemeinde (25.9%) bei der IT mit anderen Gemeinden. 

Über alle Bereiche hinweg gesehen kooperieren die Berner Gemeinden 
fast gleich oft wie die Schweizer Gemeinden (BE: 29.3% versus CH: 
28.7%, d.h. es ergibt sich eine Differenz von 0.6 Prozentpunkten). Beacht-
lichere Unterschiede zwischen den Berner und Schweizer Gemeinden zei-
gen sich bei den einzelnen Aufgaben. Deutlich häufiger als die Schweizer 
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Gemeinden kooperieren die Berner Gemeinden bei den folgenden Aufga-
ben: Sozialhilfe (+33.9 Prozentpunkte), Jugendarbeit (+22.9 Prozent-
punkte), Kultur (+18.7 Prozentpunkte), familienergänzende Kinderbetreu-
ung (+12.9 Prozentpunkte) sowie Wasserversorgung (+10.1 Prozent-
punkte). Hingegen kooperieren die Schweizer Gemeinden bei den ge-
meindepolizeilichen Aufgaben (-27.7 Prozentpunkte) sowie beim Abfall 
und der Entsorgung (-10.7 Prozentpunkte) markant häufiger als die Berner 
Gemeinden mit einer oder mehreren anderen Gemeinden.  

Detailliert dargestellt wird dieser Vergleich der interkommunalen Zusam-
menarbeit im Kanton Bern und in der Schweiz in Tabelle 43.  

Tabelle 43: Häufigkeit der interkommunalen Zusammenarbeit nach Bereichen: Vergleich der Berner 
und Schweizer Gemeinden (Angaben in Prozent; Befragung 2017) 

Bereich/Aufgabe   Kanton Bern  Schweiz  Differenz 

        
*Bereich Soziales  46.1  39.8  +6.3 

Unterstützung/Betreuung Ältere   47.3  48.5  -1.2 

Jugendarbeit   59.1  36.2  +22.9 

familienergänzende  
Kinderbetreuung   

56.6  43.7  +12.9 

Unterstützung/Betreuung  
Arbeitslose  

33.1  31.6  +1.5 

Alters- und Pflegeheime   49.7  57.4  -7.7 

Sozialhilfe   82.1  48.2  +33.9 

Betreuung Asylsuchende   29.6  24.9  +4.7 

Betreuung Drogenabhängige   20.1  21.9  -1.8 

Integration Ausländer  18.9  19.0  -0.1 

Spitex   64.7  67.0  -2.3 

   37.4     Bereich Bildung**   37.4  35.9  +1.5 

       Bereich Kultur   36.9  18.2  +18.7 

        Bereich Infrastruktur   20.2  23.2  -3.0 

Sport/Sportanlagen   7.6  11.7  -4.1 

Bewilligung Baugesuche   9.6  12.3  -2.7 

Raum- und Zonenplanung   5.6  13.5  -7.9 

Landschafts- und Ortsbildschutz   10.3  12.0  -1.7 

öffentliche Bauten   1.0  6.9  -5.9 

öffentlicher Verkehr   38.3  40.4  -2.1 

privater Verkehr (Strassen-
bau/Verkehrsberuhigung) 

  1.7  8.5  -6.8 

Wasserversorgung   43.9  33.8  +10.1 

Abwasser/Kanalisation   39.7  42.0  -2.3 

Abfall/Entsorgung   33.8  44.5  -10.7 
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Energieversorgung   47.5  44.2  +3.3 

Umweltschutz   3.1  8.5  -5.4 

        Bereich Sicherheit   37.1  49.0  -11.9 

Feuerwehr   65.8  62.0  +3.8 

gemeindepolizeiliche Aufgaben   8.3  36.0  -27.7 

        Bereich Regierung u. Verwaltung   8.1  9.1  -1.0 

Gemeindeverwaltung: insgesamt   4.0  3.1  +0.9 

Informatik   25.9  32.4  -6.5 

Finanzverwaltung   7.4  5.4  +2.0 

Einwohnerdienste   3.3  4.1  -0.8 

Gemeindeexekutive   0.0  0.7  -0.7 

        Bereich Wirtschaftsförderung   19.4  25.3  -5.9 

        Mittelwert  29.3  28.7  +0.6 

       
Bemerkung: Fett: Werte > Mittelwert. Kursiv: Werte > 20% resp. Differenz > +-10 Prozentpunkte. *: Die 

Bereichswerte entsprechen dem Mittelwert aus den dazugehörigen Aufgaben. ** Fallzah-
len: BE: nmin = 293, nmax = 302. CH: nmin = 1‘726, nmax = 1‘771. 

Im Folgenden wird die Anzahl Bereiche mit IKZ in den Berner Gemeinden 
im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden untersucht. In die Betrachtung 
mit einbezogen werden insgesamt 32 verschiedene Aufgabenbereiche, 
die für die Gemeinden von Wichtigkeit sind. Durchschnittlich arbeiten die 
Berner Gemeinden in 9.1 Aufgabenbereichen mit anderen Gemeinden zu-
sammen (Mittelwert; der Medien beträgt 9.0). Lediglich 11.9 Prozent der 
Berner Gemeinden weisen weniger als 5 Bereiche mit IKZ auf. 44.7 Pro-
zent der Berner Gemeinden kooperieren in 5 bis 9 Aufgabenbereichen mit 
einer oder mehreren anderen Gemeinden. Immerhin fast ein Drittel 
(32.8%) arbeitet in 10 bis 14 Bereichen mit anderen Gemeinden zusam-
men, jede zehnte Gemeinde (9.9%) sogar in 15 bis 19 Bereichen, und 0.7 
Prozent in 20 Bereichen oder mehr.  

Im Vergleich zu allen Schweizer Gemeinden bestehen in den Berner Ge-
meinden geringfügig mehr interkommunale Kooperationen: der Mittelwert 
der Anzahl Bereiche mit IKZ beträgt in den Berner Gemeinden 9.1, 
schweizweit beläuft sich dieser auf 8.9. Der Medianwert ist jedoch der-
selbe (Median BE: 9.0; Median CH: 9.0) (vgl. Tabelle 44).  
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Tabelle 44: Anzahl Bereiche mit interkommunaler Zusammenarbeit (IKZ): Vergleich der Berner und 
Schweizer Gemeinden (Befragung 2017).  

Zusammenarbeit  Kanton Bern  Schweiz 

Anzahl Bereiche mit IKZ  Anzahl  
Gemeinden 

in %  
Anzahl  

Gemeinden 
in % 

       
Weniger als 5  36 11.9  282 15.9 

5 – 9   135 44.7  770 43.3 

10 – 14   99 32.8  527 29.6 

15 – 19   30 9.9  169 9.5 

20 und mehr   2 0.7  31 1.7 

       
Fallzahlen  302   1‘779  

       
Mittelwert  9.1   8.9  

       
Median  9.0   9.0  

Bemerkung: Insgesamt wurde die interkommunale Zusammenarbeit für 32 Aufgabenbereiche erho-
ben. 

Nach Gemeindegrösse unterteilt zeigt sich, dass die kleineren Berner Ge-
meinden tendenziell in mehr Bereichen mit anderen Gemeinden zusam-
menarbeiten als die Grösseren: Gemeinden mit bis zu 999 Einwohnerin-
nen und Einwohnern kooperieren in 10 Aufgabenbereichen oder mehr. Bei 
den mittelgrossen und grossen Gemeinden nimmt diese Zahl ab. Die Ge-
meinden mit 1'000 bis 1'999 Einwohnerinnen und Einwohnern liegen 
gleichauf mit dem Kantonsschnitt von 9.1 Aufgaben mit IKZ, die grösseren 
Gemeinden und die Städte weisen unterdurchschnittlich viele Aufgaben 
mit IKZ auf. Am wenigsten kooperieren die mittelgrossen Städte mit einer 
Einwohnerzahl von 20'000 bis 49'999 mit anderen Gemeinden (durch-
schnittlich 1.5 Aufgabenbereiche mit IKZ), gefolgt von den grossen Städ-
ten mit 50'000 und mehr Einwohnenden (4.5) und den kleinen Städten mit 
10'000 bis 19'999 Einwohnenden (6.3) (vgl. Abbildung 9). 

Im nationalen Vergleich kooperieren die Berner Gemeinden mit bis zu 999 
Einwohnerinnen und Einwohnern in leicht mehr Aufgabenbereichen mit 
anderen Gemeinden, ebenso Gemeinden mit Einwohnerzahlen zwischen 
5'000 und 9'999 und Städte mit 50'000 Einwohnenden und mehr. Bei den 
restlichen Grössenkategorien weisen die Schweizer Gemeinden etwas 
mehr Aufgabenbereiche mit IKZ aus als die Berner Gemeinden (vgl. Ab-
bildung 27). 
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Abbildung 9: Anzahl Bereiche mit interkommunaler Zusammenarbeit (IKZ): Vergleich der Berner und 
Schweizer Gemeinden nach Gemeindegrösse (Mittelwerte; Befragungen 2017). 

 
Bemerkung: **: Der Zusammenhang ist auf dem Niveau 0.01 signifikant. Fallzahlen: BE: nmin = 2, nmax 

= 302; CH: nmin = 6, nmax 1‘779. 
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rechtlichen juristischen Person geregelt (vgl. Tabelle 45). Die privatrecht-
liche Organisationsform wurde bei 19.5 Prozent der IKZ-Projekte gewählt.  

Im Bereich Regierung und Verwaltung kommen vertragliche Lösungen am 
häufigsten vor (78.8%). Bei der Gemeindeverwaltung sind alle bestehen-
den IKZ-Projekte vertraglich geregelt, bei den Einwohnerdiensten 90 Pro-
zent, bei der Informatik 75.6 Prozent und bei der Finanzverwaltung 72.8 
Prozent. Weitere Aufgaben, in denen die IKZ relativ oft durch Verträge 
geregelt wird, sind gemeindepolizeiliche Aufgaben (76%), die Bewilligung 
der Baugesuche (72.4%) sowie die Jugendarbeit (60.1%).  

Verbandslösungen werden am häufigsten beim Abwasser bzw. der Kana-
lisation (74.8%), beim öffentlichen Verkehr (61.4%), bei der Wasserver-
sorgung (61.3%), bei der Kultur (60.4%) und bei der Wirtschaftsförderung 
(59.6%) gewählt. Es handelt sich oft um infrastrukturintensive Aufgaben.  

Die privatrechtliche Organisationsform ist besonders beliebt bei der Ener-
gieversorgung (54.9%). Auch bei der Spitex (46.4%), beim privaten Ver-
kehr (40%), bei der Raum- und Zonenplanung (37.5%) sowie bei den öf-
fentlichen Bauten (33.4%) wird mehr als ein Drittel der Aufgaben, bei de-
nen mit anderen Gemeinden zusammengearbeitet wird, mittels einer pri-
vatrechtlichen Lösung organisiert.  

In den Berner Gemeinden wird die vertragliche Organisationsform etwas 
häufiger gewählt als in den Schweizer Gemeinden (BE: 41.2%; CH: 
32.1%; dies entspricht einer Differenz von +9.1 Prozentpunkten). Hinge-
gen sind Gründungen von öffentlich-rechtlichen Organisationen in den 
Gemeinden im Kanton Bern weniger verbreitet als in den Schweizer Ver-
gleichsgemeinden (BE: 39.3%; CH: 50.6%; Differenz von -11.3 Prozent-
punkten). Die privatrechtliche Organisationsform ist in den Berner Ge-
meinden nur leicht häufiger anzutreffen als in den Schweizer Gemeinden 
(Differenz von +2.2 Prozentpunkten).  

Obschon es dominierende Formen gibt, scheint die rechtliche Regelung 
der IKZ durch die Gemeinden durchaus flexibel gehandhabt zu werden. 
Die Gemeinden nutzen ihren Handlungsspielraum und wählen die aus ih-
rer Sicht optimale Organisationsform für die gemeinsame Erfüllung einer 
Aufgabe. 
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Tabelle 45: Organisationsformen der interkommunalen Zusammenarbeit nach Bereichen: Vergleich 
zwischen Berner und Schweizer Gemeinden (Angaben in Prozent; Befragung 2017). 

Aufgabenbereiche  Kanton Bern  Schweiz 

  
Ver-
trag 

Ver-
band 

privatr. 
Org. 

N=  
Ver-
trag 

Ver-
band 

privatr. 
Org. 

N= 

*Bereich Soziales  42.5 36.0 21.5 1’382  29.8 52.1 18.0 6'987 

Unterstützung/Betreuung Ältere  39.4 35.2 25.4 143  24.8 54.7 20.5 854 

Jugendarbeit  60.1 28.7 11.2 178  49.8 34.9 15.3 637 

familienergänzende Kinderbetreuung  53.0 17.3 29.7 168  30.2 40.2 29.6 766 

Unterstützung/Betreuung Arbeitslose  38.4 51.5 10.1 99  18.8 72.7 8.5 554 

Alters- und Pflegeheime  17.6 52.0 30.4 148  20.8 57.3 21.9 1'008 

Sozialhilfe  53.8 45.4 0.8 247  36.8 60.5 2.7 848 

Betreuung Asylsuchende  46.1 33.7 20.8 89  39.6 50.1 10.3 437 

Betreuung Drogenabhängige  33.3 46.7 20.0 60  27.0 58.9 14.1 382 

Integration Ausländer  30.4 46.4 23.2 56  27.9 58.2 13.9 330 

Spitex  30.9 22.7 46.4 194  28.1 44.1 27.8 1171 

           
Bereich Bildung**  53.1 45.1 1.8 113  40.4 57.5 2.1 633 

           
Bereich Kultur  32.4 60.4 7.2 111  32.4 48.1 19.5 318 

           
Bereich Infrastruktur  28.4 44.8 26.8 725  26.0 51.7 22.4 4'882 

Sport/Sportanlagen  43.5 34.8 21.7 23  32.0 47.6 20.4 206 

Bewilligung Baugesuche  72.4 17.2 10.3 29  46.0 34.6 19.4 217 

Raum- und Zonenplanung  50.0 12.5 37.5 16  22.8 39.7 37.5 237 

Landschafts- und Ortsbildschutz  29.0 51.6 19.4 31  19.0 56.2 24.8 210 

öffentliche Bauten  33.3 33.3 33.4 3  22.3 40.5 37.2 121 

öffentlicher Verkehr  18.4 61.4 20.2 114  17.1 63.0 19.9 703 

privater Verkehr (Strassenbau/Ver-
kehrsberuhigung) 

 40.0 20.0 40.0 5  24.3 45.3 30.4 148 

Wasserversorgung  16.7 61.3 22.0 132  27.1 56.3 16.6 597 

Abwasser/Kanalisation  18.5 74.8 6.7 119  26.8 66.4 6.8 738 

Abfall/Entsorgung  46.1 23.5 30.4 102  32.7 49.1 18.2 784 

Energieversorgung  26.8 18.3 54.9 142  22.8 34.8 42.4 773 

Umweltschutz  55.6 22.2 22.2 9  21.6 66.2 12.2 148 

           
Bereich Sicherheit  56.9 42.6 0.5 223  49.0 48.6 2.4 1'720 

Feuerwehr  54.5 45.5 0.0 198  47.1 51.3 1.6 1091 

gemeindepolizeiliche Aufgaben  76.0 20.0 4.0 25  52.3 44.0 3.7 629 

           
Bereich Regierung und Verwaltung  78.8 4.0 17.2 122  53.5 24.2 22.3 807 

Gemeindeverwaltung: insgesamt  100.0 0.0 0.0 12  67.3 25.4 7.3 55 

Informatik  75.6 2.6 21.8 78  51.5 22.4 26.1 571 

Finanzverwaltung  72.8 13.6 13.6 22  59.3 18.8 21.9 96 

Einwohnerdienste  90.0 0.0 10.0 10  54.2 38.9 6.9 72 

Gemeindeexekutive  0.0 0.0 0.0 0  38.5 53.8 7.7 13 

           
Bereich Wirtschaftsförderung  24.1 59.6 17.3 58  20.4 62.2 17.4 436 

           
Bereiche Total  41.2 39.3 19.5 2’734  32.1 50.6 17.3 15'783 
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Bemerkung: *: Die Bereichswerte entsprechen dem gewichteten Mittelwert aus den dazugehörigen 
Aufgaben. **: Schulgemeinden wurden nicht befragt. 

8.2 Zusammenarbeit zwischen Kanton und Gemeinden 

Die Zusammenarbeit und Konflikte zwischen Kanton und Gemeinden sind 
in der Öffentlichkeit öfters ein Thema, insbesondere wenn es um Lasten-
verschiebungen geht. Rund ein Viertel (23.9%) der Berner Gemeinden er-
achtet die Zusammenarbeit mit dem Kanton als „gut“, 40.6 Prozent als 
„eher gut“. Als „mittelmässig“ wird die Zusammenarbeit durch rund ein 
Drittel der Gemeinden bewertet (33.2%). Ein kleiner Anteil von 2.3 Prozent 
beurteilt die Zusammenarbeit mit dem Kanton als „eher schlecht“ und 
keine Gemeinde als „schlecht“. Gegenüber der Befragung 2005 wird die 
Zusammenarbeit mit dem Kanton im Jahr 2017 leicht besser beurteilt: Der 
Anteil der Gemeinden, welcher die Zusammenarbeit als „gut“ erachtet, 
stieg um 2.0 Prozentpunkte, derjenige mit der Antwort „eher schlecht“ 
sank um -1.6 Prozentpunkte. Bei den restlichen Antwortmöglichkeiten er-
geben sich nur geringfügige oder keine Veränderungen zwischen 2005 
und 2017 (vgl. Tabelle 46). 

Tabelle 46: Beurteilung der Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und Kanton (Befragungen 2017, 
2005: Vergleich des Kantons Bern. 

Zusammenarbeit mit Kanton   Bern 2017 
 

Bern 2005  
Differenz 

17-05 

   N in %  N in %   

gut  72 23.9  73 21.9  2.0 

eher gut  122 40.6  136 40.7  -0.1 

mittelmässig  100 33.2  111 33.2  0.0 

eher schlecht  7 2.3  13 3.9  -1.6 

schlecht  0 0.0  1 0.3  -0.3 

         
Fallzahlen  301 100.0  334 100.0   

Bemerkung:  Die Frage wurde 2009 nicht gestellt.  

Für Abbildung 10 wurden die Antwortkategorien „gut“ und „eher gut“ sowie 
„schlecht“ und „eher schlecht“ zu jeweils einer Kategorie („gut“ bzw. 
„schlecht“) zusammengefasst. Die Antwortkategorie „mittelmässig“ bleibt 
als solche bestehen. Dabei zeigt sich, dass in der aktuellen Befragung 
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knapp zwei Drittel der Berner Gemeinden die Zusammenarbeit mit dem 
Kanton Bern positiv beurteilen (64.5%). Zwischen 2005 und 2017 ist die-
ser Anteil leicht angestiegen (von 62.6% im 2005 auf 64.5% im 2017). Der 
Anteil der Gemeinden, welcher die Zusammenarbeit als mittelmässig er-
achtet – nämlich ein Drittel der Gemeinden (33.2%), ist während dieser 
Zeitperiode konstant geblieben. Nur wenige Gemeinden, nämlich 2.3 Pro-
zent, erachten die Zusammenarbeit mit dem Kanton als negativ. Dies sind 
weniger als im Jahr 2005 (4.2%). Es kann also konstatiert werden, dass 
die Gemeinden die Zusammenarbeit mit dem Kanton mehrheitlich als zu-
friedenstellend erachten und dass gegenüber der Befragung von 2005 
eine leichte Verbesserung festgestellt werden kann. Optimierungspoten-
zial besteht aber dennoch, da gut ein Drittel der Gemeinden nicht wirklich 
zufrieden ist mit der Beziehung zum Kanton.  

Im Vergleich zu den Schweizer Gemeinden beurteilen die Berner Gemein-
den die Zusammenarbeit mit dem Kanton etwas kritischer: Schweizweit 
bewerten gut zwei Drittel der Gemeinden die Zusammenarbeit als positiv 
(67.2%; gegenüber 64.5% im Kanton Bern. Jedoch ist auch der Anteil der 
Gemeinden, welche die Zusammenarbeit mit „ihrem“ Kanton als negativ 
beurteilen, schweizweit höher als im Kanton Bern (4.6% in den Schweizer 
Gemeinden gegenüber 2.3% in den Berner Gemeinden).  
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Abbildung 10: Beurteilung der Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und Kanton (Befragungen 2017, 
2005: Vergleich des Kantons Bern und der Schweiz). 

 

Bemerkung:  Die Antwortkategorien «schlecht» und «eher schlecht» sowie «gut» und «eher gut» wur-
den zu jeweils einer Kategorie («schlecht» bzw. «gut») zusammengefasst. Fallzahlen: 
BE 2017= 301; BE 2005= 334; CH 2017= 1‘795. Die Frage wurde 2009 nicht gestellt.  

Aufgeschlüsselt nach Gemeindegrösse (vgl. Tabelle 47) ergibt sich für das 
Jahr 2017 folgendes Bild: Fasst man die Antwortkategorien „gut“ und „e-
her gut“ zusammen, zeigen sich die Städte mit 20‘000 bis 49‘999 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern am zufriedensten mit der Zusammenarbeit mit 
dem Kanton (100%). Werte über dem Kantonsschnitt weisen ebenfalls die 
Gemeinden mit 1‘000 bis 1‘999 Einwohnern (72.9%), 5‘000 bis 9‘999 Ein-
wohnern (70%) sowie die kleinen Gemeinden mit 250 bis 499 Einwohnern 
aus. Am wenigsten oft wird die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden 
und Kanton von den kleinen Städten mit 10‘000 bis 19'999 Einwohnenden 
(41.7%), von den grossen Städten (50‘000 Einwohnende und mehr) sowie 
von den Kleinstgemeinden (weniger als 250 Einwohnende; 59.2%) als po-
sitiv bewertet (Zusammenzug der Antwortkategorien „gut“ und „eher gut“). 
Einzig in den Grössenkategorien mit 250 bis 999 und 2‘000 bis 9‘999 fin-
den sich einzelne Gemeinden, welche die Zusammenarbeit mit dem Kan-
ton als negativ einstufen.  
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Tabelle 47: Beurteilung der Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und Kanton: Vergleich des Kan-
tons Bern nach Grösse (Angaben in Prozent, Befragungen 2017).  

Gemeindegrösse   

   Anzahl  
Einwohner 

 gut  eher gut  
mittel-
mässig 

 
eher 

schlecht 
 schlecht 

           
bis 249  22.2  37.0  40.8  0.0  0.0 

250 – 499  24.3  43.2  27.0  5.5  0.0 

500 – 999  25.0  39.0  34.4  1.6  0.0 

1'000 – 1’999  28.8  44.1  27.1  0.0  0.0 

2'000 – 4’999  19.2  41.0  35.9  3.8  0.0 

5'000 – 9’999  35.0  35.0  25.0  5.0  0.0 

10'000 – 19’999  16.7  25.0  58.3  0.0  0.0 

20'000 – 49’999  0.0  100.0  0.0  0.0  0.0 

50‘000 und mehr  0.0  50.0  50.0  0.0  0.0 

           
Alle Gemeinden  23.9  40.6  33.2  2.3  0.0 

Bemerkung:  Fallzahlen: nmin = 2, nmax = 78.  

Das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz nach Olson (1969) besagt, dass 
idealerweise der Kreis der Bezüger und der Finanzierung eines öffentli-
chen Gutes identisch ist. In Anlehnung an dieses Konzept wurden die Ge-
meinden zu ihrer Perspektive auf die Vollzugs-, Finanzierungs- und Ent-
scheidungskompetenz in 13 Politikbereichen befragt (vgl. Tabelle 48). Die 
Vollzugskompetenz ist bei der Mehrheit der Politikbereiche bei den Ge-
meinden. Einzig in den zwei Bereichen öffentlicher Verkehr (0.49) und Ge-
sundheitswesen (0.67) sehen die Gemeinden die Vollzugskompetenz ge-
teilt und beim Kanton. Die Finanzierungskompetenz ist ebenfalls häufiger 
bei den Gemeinden. Bei den Politikbereichen Primarschule (0.01), Sozial-
hilfe (0.01), öffentlicher Verkehr (0.01) und Gesundheitswesen (0.48) ist 
im Kanton Bern eine geteilte Finanzierung evident. Auch die Entschei-
dungskompetenz liegt in vielen abgefragten Politikbereichen bei den Ge-
meinden. Im Bereich Primarschule (0.05), der Bau- und Zonenordnung 
(0.18) sowie Polizei und Sicherheit (0.09) ist von einer geteilten Kompe-
tenz auszugehen. Im öffentlichen Verkehr (0.60) und dem Gesundheits-
wesen (0.76) hat der Kanton die Entscheidungskompetenz inne.  
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Tabelle 48: Verteilung der Vollzugs-, Finanzierungs- und Entscheidungskompetenzen zwischen den 
Gemeinden und dem Kanton Bern (Mittelwert; Befragung 2017) 

 Politikbereich  

V
o
llz

u
g

 

 

F
in

a
n
z
ie

ru
n

g
  

E
n
ts

c
h
e

id
u

n
g

 

 

 

fi
s
k
a
lis

c
h
e

 

Ä
q
u

iv
a
le

n
z
 

  

   

         
Primarschule   -0.50  0.01  0.05  0.41 

Bau- und Zonenordnung   -0.64  -0.86  0.18  0.56 

Baubewilligungen   -0.66  -0.83  -0.31  0.28 

Polizei/Sicherheit   -0.05  -0.13  0.09  0.20 

Sozialhilfe   -0.56  0.01  -0.04  0.45 

öffentlicher Verkehr   0.49  0.01  0.60  0.38 

Gesundheitswesen   0.67  0.48  0.76  0.20 

Jugendfragen   -0.70  -0.40  -0.49  0.24 

Krippenbetreuung   -0.63  -0.12  -0.18  0.34 

Altenbetreuung   -0.43  -0.18  -0.12  0.23 

Wohnungsbau   -0.80  -0.75  -0.66  0.12 

Kultur   -0.53  -0.33  -0.35  0.18 

Sport  -0.76  -0.66  -0.70  0.07 

Bemerkung:  Antwortmöglichkeiten „bei Gemeinde“= -1, „geteilt“=0 und „beim Kanton“=1. Berechnung 
fiskalische Äquivalenz: durchschnittlicher Abstand zwischen den Antworten Vollzug/Fi-
nanzierung/Entscheidung berechnet pro Gemeinde. Lesebeispiel fiskalische Äquivalenz 
von 0 bedeutet, dass die Vollzugs-, Finanzierungs- und die Entscheidungskompetenz in 
diesem Politikbereich dem gleichen Träger zugeordnet ist. Fallzahlen: nmin =244, nmax 
=285, nmin =244, nmax =284; Entscheidung nmin =244, nmax =280  
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9 Gemeindefusionen 

Im Kanton Bern wurde, wie in einigen anderen Kantonen auch, die Zahl 
der Gemeinden in den vergangenen Jahren reduziert. Im Jahr 2000 zählte 
der Kanton Bern noch 400 Gemeinden, im Jahr 2010 waren es 388 und 
per 1.1.2017 und damit Stichtag dieser Studie gab es noch 351 Berner 
Gemeinden. Insbesondere mit der Einführung des Gemeindefusionsge-
setzes im Jahr 2005 wurde die Fusionstätigkeit intensiver (vgl. Kanton 
Bern 2017). 

Weiterhin sind Gemeindefusionen kein Tabu im Kanton Bern: Zwischen 
2010 und 2017 wurde in knapp der Hälfte (48.8%) der Berner Gemeinden 
über einen möglichen Zusammenschluss mit einer oder mehreren Nach-
bargemeinden diskutiert. Schweizweit beläuft sich der Anteil der Gemein-
den, die Fusionen thematisierten, auf genau dasselbe Niveau (48.8%) 
(vgl. Tabelle 49). Die Häufigkeit von Fusionsdiskussionen in den Schwei-
zer Gemeinden hat im Jahr 2017 im Vergleich zu vor 20 Jahren deutlich 
zugenommen – 1998 gaben 18.2 Prozent der Befragten an, dass Fusio-
nen in ihrer Gemeinde diskutiert werden, 2017 waren es fast die Hälfte 
aller Gemeinden. 

Tabelle 49: Diskussion über Zusammenschluss mit Nachbargemeinden: Vergleich der Berner und 
Schweizer Gemeinden im Zeitraum 2010 – 2017 (Befragung 2017). 

2010 - 2017  Bern  Schweiz 

Diskussion über Zusammenschluss 
mit Nachbargemeinde(n)  

 
Anzahl Ge-

meinden 
in %  

Anzahl Ge-
meinden 

in %  

ja  148 48.8  880 48.8 

nein  155 51.2  923 51.2 

       
Fallzahlen  303 100.0  1’803 100.0 

 

Bei der Unterscheidung nach Gemeindegrösse kann beobachtet werden, 
dass Fusionen im Kanton Bern insbesondere in kleineren Gemeinden in-
tensiv diskutiert werden: rund zwei Drittel der Gemeinden mit bis 4999 
Einwohnerinnen und Einwohnern geben an, mit einer oder mehreren 
Nachbargemeinden über einen allfälligen Zusammenschluss diskutiert zu 
haben (63% bei Gemeinden mit bis zu 249 Einwohnenden, 66.7% bei den-
jenigen mit 250 bis 499 Einwohnenden). Von den Gemeinden mit 500-999 
Einwohnenden sowie den Städten (10‘000-19‘999 Einwohnende, 20‘000-
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49‘999 Einwohnende sowie 50‘000 und mehr Einwohnende) diskutierten 
in der betrachteten Zeitperiode jeweils genau die Hälfte (50%) Zusammen-
schlüsse mit Nachbargemeinden. Diese liegen damit praktisch gleichauf 
mit dem Kantonsdurchschnitt. Am wenigsten werden Fusionen in den mit-
telgrossen und grossen Berner Gemeinden thematisiert: von den grossen 
Gemeinden (mit 5‘000 bis 9‘999 Einwohnenden) diskutierten zwischen 
2010 und 2017 nur gut ein Drittel (35%) Zusammenschlüsse, bei den Ge-
meinden mit 2‘000 bis 4‘999 Einwohnenden waren es 41 Prozent, bei den-
jenigen mit 1‘000 bis 1‘999 Einwohnenden 44.1 Prozent. In diesen drei 
Grössenkategorien mit Einwohnerzahlen zwischen 1‘000 bis 9‘999 wer-
den Fusionen also unterdurchschnittlich oft thematisiert (vgl. Tabelle 50). 

Tabelle 50: Diskussion über Zusammenschluss mit Nachbargemeinden: Vergleich der Berner Ge-
meinden nach Gemeindegrösse im Zeitraum 2010 – 2017 (Befragung 2017). 

Diskussion Zusammenschluss  Ja  Nein  N 

  
Anzahl 

Gemeinden 
in %  

Anzahl 
Gemeinden 

in %   

bis 249  17 63.0  10 37.0  27 

250 – 499  26 66.7  13 33.3  39 

500 – 999  32 50.0  32 50.0  64 

1’000 – 1’999  26 44.1  33 55.9  59 

2’000 – 4’999  32 41.0  46 59.0  78 

5’000 – 9’999  7 35.0  13 65.0  20 

10’000 – 19’999  6 50.0  6 50.0  12 

20’000 – 49’999  1 50.0  1 50.0  2 

50'000 und mehr  1 50.0  1 50.0  2 

         
alle Gemeinden  148 48.8  155 51.2  303 

Pearson-R:   -0.01      

Bemerkung: Berechnung Pearson-R: unabhängige Variable = Einwohnerzahl; abhängige Variable: 0 
= «Nein», 1 = «Ja». 

Die Berner Gemeinden wünschen sich vom Kanton bei Fusionsprojekten 
in erster Linie eine beratende und unterstützende Funktion, und zwar auf 
Wunsch der Gemeinde hin (59.3%). Gut ein Viertel der Befragten (26.1%) 
spricht sich für sanften Druck seitens des Kantons beispielsweise mittels 
eines finanziellen Anreizsystems für Gemeindezusammenschlüsse aus. 
Klar weniger oft werden die Optionen einer passiven Rolle des Kantons 
(„geht den Kanton nichts an“; 6.3%) und die Möglichkeit von Zwangsfusi-
onen (8.3%) genannt.  
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In Bezug auf die gewünschte Rolle des Kantons bei Gemeindefusionen 
sind leichte Unterschiede zwischen den Berner Gemeinden und der Ge-
samtschweiz zu erkennen. Die Berner Gemeinden wünschen sich gegen-
über allen Schweizer Gemeinden leicht häufiger eine Beratungsfunktion 
des Kantons bei Fusionen (BE: 59.3% vs. CH: 55.9%) und ein etwas hö-
herer Anteil befürwortet Zwangsfusionen (BE: 8.3% vs. CH: 5.2%). Hinge-
gen liegen sie beim Wunsch nach finanziellen Anreizen (BE: 26.1% vs. 
CH: 29.7%) und bei der passiven Rolle des Kantons (BE: 6.3% vs. CH: 
9.2%) leicht unter den Schweizer Werten (vgl. dazu auch Tabelle 51). 

Tabelle 51: Von den Gemeinden gewünschte Rolle des Kantons bei Gemeindezusammenschlüssen: 
Vergleich zwischen Berner und Schweizer Gemeinden (Befragung 2017). 

Gewünschte Rolle des Kantons  Bern 2017  Schweiz 2017 

  
Anzahl 

Gemeinden 
in %  

Anzahl 
Gemeinden 

in % 

aktiv - mit Möglichkeit zum Zwang  25 8.3  93 5.2 

sanfter Druck (z. B. finanzieller Anreiz)  79 26.1  531 29.7 

Beratung und Unterstützung (auf Wunsch)  179 59.3  998 55.9 

geht den Kanton nichts an  19 6.3  165 9.2 

       
Fallzahlen  302 100.0  1’787 100.0 

 

Leichte Unterschiede bestehen auch gegenüber früheren Befragungen 
der Berner Gemeinden (vgl. Tabelle 52). Während 1998 lediglich 5.7 Pro-
zent der Befragten Zwangsfusionen begrüssten, erreichte dieser Anteil mit 
13.7 Prozent bei der Befragung 2005 den höchsten Wert, bevor er 2017 
wiederum auf 8.3 Prozent sank. Die Befürworter von finanziellen Fusions-
förderungsmassnahmen sind über die Befragungen 2005, 2009 und 2017 
gesehen mit 30.3 Prozent über 28.8 Prozent zu aktuell 26.1 Prozent leicht 
rückläufig. Der Anteil der Gemeinden, die sich von Kanton eine Beratungs-
funktion bei Gemeindefusionen wünscht, ist 2017 mit 59.3 Prozent höher 
als bei den vergangenen beiden Befragungen (2009: 51.3%; 2005: 
57.3%). 
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Tabelle 52: Von den Gemeinden gewünschte Rolle des Kantons bei Gemeindezusammenschlüssen: 
Vergleich der Berner Gemeinden (Befragungen 2017, 2009 und 2005). 

Gewünschte Rolle des Kantons   Bern 2017  Bern 2009  Bern 2005 

   N in %  N in %  N in % 

aktiv - mit Möglichkeit zum Zwang  25 8.3  31 13.7  19 5.7 

aktiv - mit «sanftem Druck»  79 26.1  65 28.8  100 30.3 

Beratung und Unterstützung (auf 
Wunsch) 

 179 59.3  116 51.3  189 57.3 

geht den Kanton nichts an  19 6.3  14 6.2  22 6.7 

          
Fallzahlen  302 100.0  226 100.0  330 100.0 

 

Aufgeschlüsselt nach Gemeindegrösse lässt sich tendenziell erkennen, 
dass kleinere Gemeinden etwas häufiger eine Beratungs- und Unterstüt-
zungsfunktion des Kantons befürworten: Gemeinden mit bis zu 999 Ein-
wohnerinnen und Einwohner erreichen Werte über dem Kantonsdurch-
schnitt, diejenigen mit mehr als 1‘000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
liegen darunter. Bei den finanziellen Anreizen präsentiert sich die Situation 
gerade umgekehrt: Gemeinden ab einer Einwohnerzahl von 2‘000 sowie 
Städte setzen überdurchschnittlich oft auf ein finanzielles Anreizsystem 
(aktiv – mit «sanftem Druck»). Des Weiteren wird ersichtlich, dass die Mei-
nung, dass Gemeindezusammenlegungen keine Kantonsangelegenheit 
sind, lediglich in Gemeinden mit bis 9‘999 Einwohnenden vorkommt. In 
den Städten ist diese Meinung unter den antwortenden Gemeinden nicht 
vorhanden (0.0%) (vgl. Tabelle 53). Die Idee von Zwangsfusionen findet 
bei den kleineren Städten am meisten Unterstützung (25%). Werte von 
mehr als 10 Prozent erreichen hier auch die mittelgrossen und grossen 
Gemeinden (12.8% bei den Gemeinden mit 2‘000 bis 4‘999 Einwohnen-
den, 15% bei denjenigen mit 5‘000 bis 9‘999 Einwohnenden). 
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Tabelle 53: Von den Gemeinden gewünschte Rolle des Kantons bei Gemeindezusammenschlüssen: 
Vergleich der Berner Gemeinden nach Einwohnerzahl (Angaben in Prozent; Befragung 
2017). 

   

aktiv - mit 
Möglichkeit 
zum Zwang 

 
aktiv - mit 
«sanftem 

Druck» 

 
Beratung und 
Unterstützung 
(auf Wunsch) 

 
geht den 

Kanton 
nichts an 

 N 

 
 

         
-249  3.7  14.8  74.1  7.4  27 

250 - 499  5.1  30.8  61.5  2.6  39 

500 - 999  1.6  15.9  71.4  11.1  63 

1’000 – 1’999  8.5  25.4  57.6  8.5  59 

2’000 – 4’999  12.8  29.6  53.8  3.8  78 

5’000 – 9’999  15.0  40.0  40.0  5.0  20 

10’000 – 19’999  25.0  41.7  33.3  0.0  12 

20’000 – 49’999  0.0  50.0  50.0  0.0  2 

50'000 und mehr  0.0  50.0  50.0  0.0  2 

 
 

         
alle Gemeinden  8.3  26.1  59.3  6.3  302 
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10 Schlussbemerkungen 

Der vorliegende Bericht verfolgte zwei Hauptziele: erstens wird der Zu-
stand der Berner Gemeinden im Jahr 2017 aus Sicht der Gemeinden dar-
gestellt. Zweitens werden die Ergebnisse mit den Resultaten früherer Be-
fragungen in einen zeitlichen Vergleich und mit den Angaben sämtlicher 
Schweizer Gemeinden in einen nationalen Kontext gestellt.  

Die meisten Gemeinden schätzen ihre Autonomie gegenüber Bund und 
Kanton nur als gering bis mittelmässig ein. Sie liegen damit leicht unter 
dem Schweizer Mittel. Im Vergleich zu 2005 und 2009 haben die Berner 
Gemeinden ihre Einschätzung der Gemeindeautonomie nach unten korri-
giert – eine nicht ungefährliche Entwicklung. Tendenziell werden Aufga-
ben von der kommunalen Ebene auf die kantonale verschoben. Dies ent-
lastet zwar die Gemeinden und macht sie prima vista leistungsfähiger, da-
für besteht eine Tendenz, dass die Gemeindeautonomie ausgehöhlt wird. 
Die geschaffenen Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden sind hierzu 
ein prägnantes Beispiel.   

Die aktuelle Bestandsaufnahme zeigt, dass die Berner Gemeinden sich 
als relativ leistungsfähig einschätzen und das Leistungsniveau stabil ge-
blieben ist. Die Probleme und Bedürfnisse der Gemeinden sind jedoch je 
nach Aufgabenbereich und Einwohnerzahl unterschiedlich. Die Unter-
schiede zwischen den Berner und den Schweizer Gemeinden sind insge-
samt relativ gering. Gegenüber vergangenen Befragungen konnten insbe-
sondere im Sozialbereich Verbesserungen bei der Aufgabenerfüllung fest-
gestellt werden, während die Leistungsfähigkeit im Verwaltungs- und Bau-
bereich kritischer betrachtet wird. Relativierend muss gesagt werden, 
dass es sich um eine Selbsteinschätzung handelt, und detaillierte Aussa-
gen zur Performanz in einzelnen Bereichen weitergehender Untersuchun-
gen mit objektiven Messkriterien bedürften. Dennoch gibt die Studie einen 
guten Überblick über das Wohlbefinden der Gemeinden und zu den prob-
lematischeren Aufgabenbereichen.  

Die Gemeinden bieten von sich aus Beteiligungsmöglichkeiten für ihre Be-
völkerung an, um diese stärker in Planungs- und Entscheidungsprozesse 
einzubinden und breit abgestützte und bürgernahe Lösungen zu finden. 
Informationsveranstaltungen haben sich als Standard durchgesetzt, zu-
dem werden in vielen Gemeinden Bevölkerungsbefragungen und runde 
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Tische durchgeführt. Die Versammlungsgemeinde ist die meistverbreitete 
Organisationsform der Berner Gemeinden, allerdings ist eine Gemeinde-
versammlung mit durchschnittlich 68 Stimmberechtigten eher wenig be-
sucht und es stellt sich die Frage nach der Repräsentativität. Nach Ein-
schätzung der Gemeindeschreiber weisen die Berner Einwohner ein mit-
telgrosses Interesse an der Gemeindepolitik auf und liegen damit im nati-
onalen Vergleich gleichauf.  

Die Situation bei der Suche nach geeigneten Kandidatinnen und Kandida-
ten für die Gemeindeexekutiven im Kanton Bern gestaltet sich als schwie-
rig: Gut die Hälfte der Gemeinden bekundet hierbei Schwierigkeiten – dies 
ist im nationalen Vergleich ein überdurchschnittlich hoher Anteil. Es zeigt 
sich jedoch, dass bei der Ausgestaltung der Exekutivämter Reformen um-
gesetzt werden, um die Ämter attraktiver zu gestalten: Obwohl die ehren-
amtliche Ausübung des Exekutivamts am weitesten verbreitet ist, hat die 
teilamtliche Anstellung zugenommen. Das generelle Entschädigungsni-
veau liegt jedoch trotz Erhöhungen nach wie vor deutlich unter dem 
Schweizer Durchschnitt. Der Frauenanteil in den kommunalen Exekutiven 
ist mit rund einem Viertel nach wie vor gering. 

Im Rahmen der Befragung 2017 wurden die Gemeinden erstmals einge-
hender nach ihrer Organisations- und Führungsstruktur befragt. Fast alle 
Berner Gemeindeexekutiven sind nach einem Ressort- resp. Departe-
mentssystem organisiert. Operativ geführt wird die grosse Mehrheit der 
Berner Gemeinden durch den Gemeindeschreiber als Geschäftsführer. 
Damit kommt dem Gemeindeschreiber nebst dem Gemeindepräsidenten 
eine Schlüsselposition in der Gemeinde zu.  

Die Berner Gemeinden sind durchaus offen für Reformen. Einzelne be-
triebliche Massnahmen und Anpassungen werden in Gemeinden aller 
Grössenklassen umgesetzt, während sich grosse Reformpakete eher auf 
die einwohnerreichen Gemeinden beschränken. Insbesondere seit der 
Einführung des Gemeindefusionsgesetzes im Jahr 2005 hat sich die Fu-
sionstätigkeit intensiviert, und zwischen 2010 und 2017 wurde in knapp 
der Hälfte der Berner Gemeinden über einen möglichen Zusammen-
schluss mit einer oder mehreren Nachbargemeinden diskutiert. Dies deu-
tet darauf hin, dass sich die Zahl der Gemeinden im Kanton Bern auch in 
den kommenden Jahren weiter verringern könnte. 



90 

Die Zusammenarbeit der Gemeinden hat sich in rund der Hälfte der Ge-
meinden auf einem hohen Niveau stabilisiert, bei rund der Hälfte wurde 
sie weiter ausgebaut. Im Bedarfsfall sind die Berner Gemeinden also be-
reit, mit anderen Gemeinden zu kooperieren. Es stellt sich jedoch die 
Frage, ob die IKZ langsam an ihre Grenzen stösst und für weitere Effekti-
vitäts und Effizienzsteigerungen neue Lösungen gesucht werden müssen. 
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Anhang: Fragebogen 2017 
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